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für Kollegen werden.
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Die Bundestagswahlen sind gelaufen. 
Wir bekommen einen neuen Ge­

sundheitsminister bzw. eine neue 
Gesundheitsministerin. Welcher Partei 
diese/r angehören wird und welche  
politische Linie damit verbunden sein 
wird, ist aktuell noch nicht erkennbar. 
Fest steht, dass die gesundheitspoli­
tischen Grundlinien von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen sehr weit von 
den Vorstellungen der CDU/CSU ent­
fernt sind. Sollte also einer der beiden  
zu erwartenden kleineren Koalitions­
partner die Verantwortung für das 
Gesundheitsministerium bekommen, 
sind Konflikte vorprogrammiert: entwe­
der innerparteilich Konflikte zwischen 
den Vorgaben der jeweiligen Koalitions­
partei einerseits und der Notwendigkeit 
einer pragmatischen Gesundheitspolitik 
andererseits, oder eine neue Konflikt­
linie zwischen dem Gesundheitsminis­
terium und dem Bundeskanzleramt ent­
steht. So oder so wird in der nächsten 
Legislaturperiode Gesundheitspolitik 
keine beschützte Werkstatt werden. 

Überhaupt verwundert es doch sehr, 
dass sich die gesundheitspolitischen 

Hierarchen vorwiegend über die 
Finanzierung gestritten haben. 

„Bürgerversicherung!“ verlangen die ei­
nen als ein Instrument der angeblichen 
Gleichbehandlung und wirtschaftlichen 
Umverteilung. „Beibehaltung des bishe­
rigen dualen Systems aus GKV und PKV“ 
mit leisen strukturellen Reformen for­
dern die anderen. Sicher ist die Frage der 
Finanzierung des Gesundheitssystems 
eine besonders wichtige. Inwieweit die 
eine oder andere Form tatsächlich nach­
haltig ist, bleibt aus meiner Sicht solan­
ge rein akademisch, solange nicht alle 
Aspekte, die zu Kosten und Ausgaben 
beitragen, berücksichtigt sind. Ob Geld 
in der Kasse ist, hängt ja nicht nur davon 
ab, ob Geld herein kommt, sondern auch, 
an welcher Stelle es wie ausgegeben 
wird. Hier bleibt festzuhalten, dass nur 
ein verschwindend geringer Anteil der 
monatlichen Krankenkassenbeiträge 
tatsächlich bei den Berufsgruppen lan­
det, die die persönliche Verantwortung 
für das Wohl und Weh kranker Men­
schen tagtäglich übernehmen. So blei­
ben von 100 Euro Krankenkassenbeitrag 
ca. 16 Euro für den Bereich der ambulan­
ten Versorgung; abzüglich 50 % Praxis­
aufwand bleiben 8 Euro für den ambu­
lant tätigen Arzt/die ambulant tätige 
Ärztin übrig. Die Zahlen für den ärztli­
chen Dienst im Krankenhaus sehen da­
bei nicht wesentlich besser aus. 

Eine neue Regierung ist dringend aufge­
fordert, das „Teile und Herrsche – Spiel“ 
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zu beenden und eine Gesundheitspolitik 
zu ermöglichen, die sich tatsächlich an 
den Bedürfnissen der Patienten orien­
tiert. Dies geschieht idealerweise auf der 
Ebene der regionalen, wohnortnahen 
Versorgung. Gesundheitliche Probleme 
sehen in der Uckermark anders aus als in 
Neukölln und dort wiederum anders als 
im Grunewald. Ausgaben für Gesund­
heitsversorgung müssen sich daran  
bewerten lassen, ob für den Patienten 
tatsächlich ein Zusatznutzen entsteht.  
Die Nutzenbewertung, die bereits im 
Bereich der Arzneimitteltherapie er-
folgt, darf gerne auf andere Bereiche,  
Medizinprodukte und medizinische 
Verfahren angewandt werden. Und 
selbstverständlich gehört auch eine 
Nutzenbewertung der vom Gesetzgeber 
veranlassten Qualitätssicherungsmaß­
nahmen und anderer bürokratischer 
Auflagen dazu.

Dies alles fordert Umsicht, Ausdauer 
und eine kluge politische Führung. Wer 
als Minister/Ministerin dafür am besten 
geeignet ist, werden wir erfahren und 
unseren Teil dazu beitragen, dass die 
Gesundheitspolitik zumindest gut infor­
miert, wenn nicht sogar inhaltlich unter­
stützt wird. 

Mit herzlichen kollegialen Grüßen

Dr. med. Günther Jonitz

Dr. med. Günther Jonitz
(Chirurg) 
Präsident der Ärztekammer Berlin
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Ingrid Reisinger: Bekannte, unbekannte und vergessene Herren- und Guts-
häuser im Land Brandenburg. Stapp-Verlag, Berlin 2013, 2 Bde im Schuber, 
796 Seiten, ca. 1.200 Abbn., geb. 58 EU

Die Dorfleute sprachen gern vom „Schloss“, aber nur eine Minderheit der 
Guts­ und Herrenhäuser rechtfertigte diesen Namen. Gleichwohl sind an­

sehnliche Bauten aller Epochen und Stile darunter. Die Mehrzahl aber war be­
scheiden wie der niedere Landadel der Mark mit ihren armen Sandböden. Unter 
der Parole der DDR­Bodenreform „Junkerland in Volkes Hand“ wurden die 
Besitzer dennoch enteignet, ihre Häuser zweckentfremdet und dabei achtlos 
misshandelt oder auch mutwillig zerstört. Selbst den kostbaren Fliesensaal im 
Schloss Caputh verschonte man nicht: Die holländischen Fliesen einer Wand 
wurden für ein Rohrsystem brutal zerschlagen. 

Das vorliegende Buch lässt sich als Ansatz einer Wiedergutmachung betrachten. 
Es hat zwei bemerkenswerte Besonderheiten: Erstens ist dies die bisher umfas­
sendste Bestandsaufnahme in Wort und Bild, denn auch die unscheinbaren und 
kaum noch erkennbaren Bauten wurden hier aufgespürt. Zweitens kommt die 
Autorin nicht aus der Denkmalpflege, der Architektur­ oder Kunstgeschichte. 
Die Medizinprofessorin Ingrid Reisinger (nach der Wende Ärztliche Direktorin 
der Charité) nutzte die ersten fünf Jahre ihres Ruhestandes zu einer ganz neuen 
Aufgabe. Assistiert von ihrem Ehemann Walter Reisinger (gleichfalls emeritier­
ter Charitéprofessor) fuhr sie auf Spurensuche kreuz und quer durch die Mark 
Brandenburg. 

Das Ergebnis ist von erheblicher Professionalität, auch wenn der Autorin auf­
wendige Archivarbeit nicht möglich war. Stattdessen befragte sie alte Dorf­
bewohner und neue Besitzer – und nicht zuletzt Fontane. Die „Feldforschungen“ 
waren zum Teil Detektivarbeit, berichtete die Autorin auf Anfrage von BERLINER 
ÄRZTE. Sah dort eine Schule nicht eher aus wie ein Gutshaus? Und so ein 
Schornstein musste doch zu einer Brennerei gehört haben, diese wiederum zu 
einem Gut? Schon allein quantitativ imponieren die Reisingerschen Funde; zwi­
schen 2008 und 2013 wurden 887 Bauten in 840 Orten aufgesucht und in den 
beiden Bänden dokumentiert. Einige kamen nach der Veröffentlichung noch 
hinzu – Work in Progress? Die offizielle Denkmalliste des Landes Brandenburg, 
die in der Reiseliteratur immer wieder zitiert wird, enthält nur etwa 500 Bauten. 
Genaue Zahlen existieren nicht, umfassende Darstellungen der Burgen, 
Schlösser, Herren­ und Gutshäuser gibt es nur für Teltow­Fläming und das 
Havelland. 

Die kurzen, aber informativen Texte über die einzelnen Bauten samt Fotos der 
Autorin selbst (und historischen Farblithos von Duncker) sind nach Land kreisen 
gegliedert, aber Berlin und Potsdam sind wegen ihrer Bekanntheit nicht einge­
schlossen. Ortsregister erschließen die Bände, ein Literatur ver zeichnis führt 
weiter. Beschrieben werden Baugeschichte, Besitzverhältnisse, wechselnde 
Nutzungen, derzeitiger Zustand der Häuser, von Vandalismus bei Leerstand bis 
zu liebevoller Restaurierung. Kleine persönliche Beobach tungen lockern die 
Lektüre auf und machen Lust, die beiden Bände zu Ent deckungen auf Ausflügen 
zu nutzen. – Neues ist einem Vortrag zu entnehmen, den Ingrid Reisinger kürz­
lich vor der landesgeschichtlichen Gesellschaft für die Mark hielt: 70 Prozent der 
Herren­ und Gutshäuser werden genutzt, die meisten von Ihnen sind saniert, 
und 60 Prozent befinden sich in einem sehr guten Zustand.                           R. Stein
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B E R L I N E R Ä R Z T E aktuell
APS

Das Aktionsbündnis Patientensi-
cherheit (APS) vergibt 2014 erst-
mals den Deutschen Preis für Pati-
entensicherheit an Einrichtungen
im Gesundheitswesen, die durch
zukunftsweisende Projekte oder
Forschungsarbeiten die Patienten-
sicherheit verbessern. In Zusam-
menarbeit mit der Aesculap Aka-
demie, dem Ecclesia Versiche-
rungsdienst, dem Gesundheits-
unternehmen MSD SHARP &
DOHME GmbH und dem medizini-
schen Fachverlag Thieme werden
drei Ehrungen vorgenommen. Die
mit insgesamt 19.500 Euro dotier-
te Auszeichnung richtet sich an
Kliniken und Praxen, aber auch an
Apotheken, Healthcare-Anbieter,
Gesundheitsämter und Kranken-
kassen. Die Bewerbungsfrist endet
am 15. November 2013.

Der Deutsche Preis für Patientensi-
cherheit soll laut APS dazu beitra-
gen, dass praxisrelevante Erkennt-
nisse in die Breite getragen wer-
den. Er fördert zudem fach- und
berufsübergreifende Lehre und

Bildung und honoriert Lösungen
sowie neue Konzepte zur Vorbeu-
gung von vermeidbaren uner-
wünschten Ereignissen und Feh-
lern. Um den Preis bewerben kön-
nen sich sämtliche Akteure im
Gesundheitswesen, die Projekte
für Patientensicherheit erfolgreich
entwickelt und umgesetzt haben
oder relevante Forschungsarbeiten
zu diesem Thema in deutscher
oder englischer Sprache. 

Das APS verleiht den Deutschen
Preis für Patientensicherheit erst-
mals auf seiner Jahrestagung im
April 2014 in Hamburg. Die Ent-
scheidung über die Preisträger
trifft eine Jury mit Vertretern aus
Pflege, Ärzteschaft, Apotheken,
Selbsthilfe, Kostenträgern und For-
schern. Der erste Platz ist mit
10.000 Euro, der zweite mit 6.000
Euro und der dritte Platz mit 3.500
Euro dotiert. 

Hinweise zur Bewerbung finden
Sie hier: www.aps-ev.de/deut-
scher-patientensicherheitspreis

Das Aktionsbündnis Patientensi-
cherheit e. V. wurde im April 2005
unter starker Mitwirkung der Ärz-
tekammer Berlin als gemeinnützi-
ger Verein gegründet. Es setzt sich

Aktionsbündnis 
vergibt Preis für 
Patientensicherheit

PD Dr. med. Christian Scholz,
ehemals Oberarzt an der 

Charité, ist seit dem 1. September 2013 neuer Chefarzt der Klinik
für Innere Medizin – Hämatologie und Onkologie im Klinikum
am Urban. Er löste Prof. Dr. med. Jörg Beyer ab, der das Klinikum
auf eigenen Wunsch verlassen hat. 

Bitte informieren Sie uns über Veränderungen bei 
Chefarztpositionen und Abteilungsstrukturen in Ihrem Hause. 

Tel. 40 80 6-4100/-4101, Fax: -4199, 
E-Mail: e.piotter@aekb.de oder s.rudat@aekb.de

Aus Berliner Krankenhäusern 
wurden uns folgende Änderungen
gemeldet:

Vivantes Klinikum am Urban

Chefarztwechsel und 
neue Strukturen

für eine sichere Gesundheitsver-
sorgung ein und widmet sich der
Erforschung, Entwicklung und
Verbreitung dazu geeigneter
Methoden. Mehr Informationen
finden Sie unter: http://www.aps-
ev.de/index.php.
Ziel sei es, durch Bildung, For-
schung – zum Beispiel Fehler- und
Schadens-Häufigkeit, Identifizie-
rung der Ursachen – und aktiv

gelebte Sicherheitskultur die Pati-
entensicherheit zu erhöhen.
„Nicht nur Ärzte und Pflegende,
auch die Verantwortlichen des
Gesundheitswesen und die
Gesellschaft müssen hier umden-
ken und konstruktiv vorangehen,
anstatt Ängste bei Patienten zu
schüren“, erklärt Francois-Kettner,
Geschäftsführende Vorsitzende
des APS.
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N A C H R I C H T E N

Kinder- und Jugendmedizin

Seit November 2011 können Berli-
ner Kinderärzte Kindern und
Jugendlichen bei den Vorsorgeun-
tersuchungen U10, U11 und J1 Gut-
scheine für einen kostenlosen
Besuch einer Vorstellung im GRIPS
Theater „verordnen“. Das Projekt
„Theater auf Rezept“ wurde 2009
vom Bundesverband der Kinder-
und Jugendärzte in Kooperation
mit dem Düsseldorfer Schauspiel-
haus unter der Schirmherrschaft
von Peter Maffay gestartet.

Der finanzielle Einstieg der „Sie-
mens Betriebskrankenkasse“
ermöglichte die bundesweite Aus-
weitung des Projektes, mittlerwei-
le nehmen daran elf Städte teil.
Dank der sehr engagierten Berli-
ner Kinder- und Jugendärzte ist
„Theater auf Rezept“ in Berlin so
erfolgreich wie nirgends – und
steht deswegen kurz vor dem Aus:
Allein im ersten Jahr (2012) haben
über 2.000 Kinder und Jugendli-
che – dank einer „Verordnung“ –
das Angebot wahrgenommen und
eine GRIPS‐Vorstellung besucht,
mit steigender Tendenz in diesem
Jahr. Mit dem Erfolg kam die

Erkenntnis: Der Zuschuss des
Sponsors „Siemens Betriebskran-
kenkasse“ ist für die Umsetzung
des Projektes in Berlin in keiner
Weise ausreichend. Obwohl die
Ausgabe der Gutscheine im
August gestoppt wurde, wird bis
Jahresende ein Defizit von 7.500
Euro entstehen.

Um das Projekt in Berlin auf solide
finanzielle Beine zu stellen, fehlt
eine jährliche Summe von 28.000
Euro. Mit dieser Summe könnten
alle Berliner Praxen mit ausrei-
chend Materialien ausgestattet
und die Vergütung der eingereich-
ten Gutscheine garantiert werden.
Aus diesem Grund suchen der LV
Berlin-Brandenburg der Kinder-
und Jugendärzte und das GRIPS
Theater für den Standort Berlin
zusätzliche Sponsoren und Spen-
der. 

Ansprechpartner:

Dr. Ulrich Fegeler
Bundespressesprecher des 
Berufsverbandes der Kinder- und
Jugendärzte
Tel. 030/3626041

Mail: ulbricht.fegeler@t-online.de
Dr. Klemens Senger
Vorsitzender des Landesverban-
des der Kinder- und Jugendärzte
Tel. 030/616752840
Mail: praxis.senger@snafu.de

Spendenkonto

Bei der Stiftung „Kind und
Jugend“ im Berufsverband der
Kinder- und Jugendärzte:

T EATeR auf Rezept sucht Sponsoren 

Bayerischer Hypo-Vereinsbank
Vermerk: „Grips Theater“
Bankleitzahl: 360 201 86
Konto-Nummer: 363 74 8600

Spendenquittungen erhalten Sie
direkt von Sabine Kubis
(Buchhaltung Stiftung):
0221/68 909 20

oder per Mail:
Sabine.Kubis@uminfo.de
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Basierend auf dem 40-stündigem Curricu-
lum der Bundesärztekammer bietet die Ärz-
tekammer Berlin ab Mai 2014 für alle in Wei-
terbildung befindlichen Kolleginnen und
Kollegen und für Interessierte aus Klinik und
Praxis erneut den Kurs „Grundlagen der
medizinischen Begutachtung“ an. Allgemei-
ne Grundlagen zur Begutachtung und
Anforderungen an Gutachten sowie speziel-
le Fragestellungen der Versicherungs- und
Sozialleistungsträger bilden Schwerpunkte
des Curriculums. Dabei werden nicht nur
medizinisch-fachliche Fragen, sondern auch
juristische, sozialversicherungsrechtliche
und rechtsmedizinische Aspekte der Begut-
achtung in deren Grundlagen behandelt.
Anhand von Fallvorstellungen diskutieren
ausgewiesene Experten fachspezifische Fra-
gen der Begutachtung. In den freien Inter-
vallen zwischen den Präsenzveranstaltun-

Kurs

gen erstellen die Teilnehmer zwei Gutach-
ten, deren Ergebnisse im Plenum zusam-
mengefasst werden.

Wiss. Leitung: Prof. Dr. P. Marx (ehemals
Neurologische Klinik, Charité – Campus 
Benjamin Franklin, Berlin) 

Termine: Modul I: 09./10.05.2014 / Modul II:
23./24.05.2014 / Modul III:  27./28.06.2014
(freitags jeweils 13.00-19.30 Uhr; samstags
jeweils 08.00-14.00 Uhr)

Ort: Konferenzsaal der 
Ärztekammer Berlin, 
Friedrichstr. 16, 10969 Berlin

Teilnahmegebühr für die Module I - III: 
400 € / 45 Fortbildungspunkte (15 pro Modul)

Informationen und Anmeldung per E-Mail
unter: begutachtung@ aekb.de,  
Tel: 030/40806-1203

Impfungen in der Praxis
Praxisrelevantes Tagesseminar zu den aktuellen
STIKO-Empfehlungen und den allgemeinen Grund-
lagen von Aufklärung bis Impfversager, Nutzen-
Risikoabwägung in der Schwangerschaft, Reise -
impfungen und praxisrelevante Fragen.

Termin: Samstag, 30. November 2013, 9 - 17.30 Uhr

Kursleitung:
Dr. med. Christian Schönfeld (ehem. Leiter der 
Reisemedizinischen Ambulanz, 
Institut für Tropenmedizin und internationale
Gesundheit, Charité – Universitätsmedizin Berlin)

Kursgebühr: 100 Euro (inkl. Verpflegung), 
8 Fortbildungspunkte

Veranstaltungsort: Kaiserin-Friedrich-Haus, 
Robert-Koch-Platz 7, 10115 Berlin

Anmeldung: Ärztekammer Berlin, 
Tel.: 030 / 40806 1215, E-Mail: fb-aag@aekb.de

„Grundlagen der medizinischen Begutachtung“ 
Ein Kurs in drei Modulen

Kurs
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Fortbildung 

Der 2. Fortbildungskongress der
Ärztekammer Berlin in Koopera-
tion mit der Arzneimittelkommis-
sion der deutschen Ärzteschaft
(AkdÄ) ist die Fortsetzung des
erstmals im Dezember 2012 mit
durchweg positiver Resonanz
durchgeführten 1. Fortbildungs-
kongresses, der sich explizit mit
dem Thema „Sauberes Wissen in
der Medizin“ befasst hat. 
Ziel des diesjährigen Kongresses
ist es, den Teilnehmern ein Upda-
te zu ausgewählten Themen zu
geben und die Fragen: „Was gibt
es Neues? Welche neuen Thera-
piekonzepte leiten sich daraus
ab?“ zu beantworten. Wir möch-

ten Ihnen wieder die Möglichkeit
geben, sich frei von wirtschaftli-
chen Interessen Dritter, auf höch-
stem Niveau und in ansprechen-
der Weise über Entwicklungen
und den aktuellen Stand der gesi-
cherten medizinischen und ärztli-
chen Erkenntnis zu Problemen der
Patientenversorgung zu informie-
ren und auszutauschen.
Der Kongress beginnt mit Vorträ-
gen von Prof. Ludwig zum Thema
„Unabhängige Arzneimittelinfor-
mation“ sowie von Prof. Donner-
Banzhoff zum Thema „Methoden-
kompetenz“. In den vier sich an -
schließenden parallelen Workshops
mit den Schwerpunktthemen

2. Fortbildungskongress der Ärztekammer Berlin 
in Kooperation mit der Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft
TERMIN: Samstag, 23. November 2013, 9.00 – 16:40 Uhr ORT: Ärztekammer Berlin 

• Therapeutisches Team in der Praxis
• Diabetes mellitus Typ 2
• ADHS – vom Schulkind bis ins 

Erwachsenenalter – Medikalisierung
sozialen Verhaltens oder 
leitliniengestützte Therapie?

• Rationale Antibiotika-Therapie
steht die Erarbeitung und Beantwor-
tung der Frage im Vordergrund „Was
muss man wissen, damit man „sicher“
entscheiden kann, ob eine bestimmte
Therapie oder ein bestimmtes Medi-
kament für den Patienten geeignet
ist?“
Im abschließenden Vortrag wird Herr
Dr. Blank als niedergelassener Allge-
meinmediziner das Praxis-Projekt
„Lebensqualität im Alter“ vorstellen.

Wir freuen uns auf Ihre 
Voranmeldung unter 
fortbildungskongress @aekb.de
(Tel. 030 – 40806 1205). Die Teil-
nehmerzahl ist begrenzt.
Kongressleitung
Dr. med. Günther Jonitz, Prof. Dr.
med. Wolf-Dieter Ludwig, 
Dr. med. Matthias Brockstedt,
Stephan Bernhardt
Kongressorganisation
Ärztekammer Berlin, Abteilung
Fortbildung / Qualitätssicherung
Dr. med. Henning Schaefer, 
Andrea Hofmann
Teilnehmerentgelt
45 EUR Kammermitglieder
65 EUR Nichtkammermitglieder
9 Fortbildungspunkte

Ä R Z T E K A M M E R  
B E R L I N
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B U N D E S I N S T I T U T E

Aus Anlass des Europäischen Prostata­
tages am 15.09, der seit 2005 jährlich von 
Urologen­ und Patientenverbänden ge­
nutzt wird, um über Erkrankungen der 
Prostata und mögliche Früherkennungs­
maßnahmen und Behandlungen zu infor­
mieren, hat das Gemeinsame Krebs re­
gister (GKR) der neuen Bundesländer und 
Berlin aktuelle Daten zum Prostatakrebs 
im Land Berlin zusammengestellt. 

Für das Jahr 2010 wurden für Berlin 1.667 
Neuerkrankungen und 471 Todesfälle re­
gistriert. Im gesamten Bundesgebiet wa­
ren es laut GEKID­Schätzung im gleichen 
Zeitraum 64.476 Neuerkrankungen und 
laut Amtlicher Todesursachenstatistik 
12.676 Sterbefälle. Für Berlin waren das 
rund 20% der Krebsneuerkrankungen 
und 10% der Krebstodesfälle bei 
Männern. Das entspricht altersstandar­
disierten Raten von 74,4 Neuerkran­
kungen und 20,9 Todesfällen je 100.000 
(Europastandard). 

Berlin weist damit im Vergleich zum rest­
lichen GKR­Gebiet (Mecklenburg­Vor­
pom mern, Brandenburg, Sachsen, Sach­
sen­Anhalt und Thüringen) mit einer 
Inzidenz von 106,8 je 100.000 sowie im 

Vergleich zum Bundesgebiet mit einer ge­
schätzten Inzidenz von 109,2 je 100.000 
(ESR) die niedrigste Neuerkrankungsrate 
auf. Das könnte sowohl mit einer geringe­
ren Teilnahmerate an Früher kennungs­
und Screeningmaßnahmen erklärt wer­
den als auch durch eine zu niedrige 
Melderate. Für letzteres spricht der im 
Vergleich zum restlichen GKR­Gebiet er­
höhte Anteil von Krebsfällen, die nur vom 
Leichenschauschein bekannt sind (dem so 
genannten DCO­Anteil). Dieser lag im 
GKR­Gebiet ohne Berlin 2010 bei 6,2% 
und in Berlin bei 15,4%. Passend dazu un­
terscheiden sich die Mortalitätsraten zwi­
schen Berlin, dem GKR­Gebiet ohne Berlin 
und der Bundesrepublik nur unwesentlich. 
Im Jahr 2010 waren sie fast identisch und 
lagen zwischen 20,0 und 20,9 Todesfällen 
je 100.000 (ESR).

Die geschätzte 10­Jahres­Prävalenz des 
Prostatakrebs betrug in 2010 für Berlin 
15.000. Da Prostatakrebs nur äußerst sel­
ten vor dem 45. Lebensjahr auftritt (im 

Epidemiologische Fakten zur häufigsten Krebserkrankung bei Männern: Prostatakrebs

Zeitraum 2001 bis 2010 wurden dem GKR 
nur 25 solcher Fälle bekannt) bedeutet 
das: 2% aller Berliner Männer über 45 
Jahre leben mit der Diagnose Prostata­
karzinom.

Obwohl sich bei der Inzidenz kein signifi­
kanter Trend (weder steigend noch sin­
kend) zeigt, wird die Prävalenz zukünftig 
wahrscheinlich noch steigen, denn 
Prostatakrebs ist mittlerweile sehr gut zu 
therapieren, der Mortalitätstrend in 
Deutschland sinkt, die Überlebensraten 
steigen. Lagen die relativen 5­Jahre­
Überlebensraten in Ostberlin für 1961 bis 
1965 erkrankte Männer noch bei 25%, so 
überlebten die in den Jahren 1980 bis 1984 
aufgetretenen Fälle bereits zu 44%. 
Aktuell erkrankte Patienten im Land 
Berlin (2001 bis 2005 diagnostiziert) wei­
sen über alle Stadien sogar eine relative 
5­Jahre­Überlebensrate von 93% auf. 
Tumorpatienten in den UICC­Stadien 1 bis 
3 überleben mittlerweile mindesten so 
gut wie die nicht erkrankte Bevölkerung 
und auch von den erst im fortgeschritte­
nen Stadium diagnostizierten Fällen, 
überleben mehr als 50% die ersten 5 Jahre 
nach Diagnose.
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Interview

„Wir brauchen unbedingt 80 Prozent Compliance bei der Händehygiene.“

BERLINER ÄRZTE: Herzlichen
Glückwunsch zu der WHO-Aus-
zeichnung zum „Global Hand
Hygiene Expert Centre“, Frau
Professor Gastmeier! Was
bedeutet diese Auszeichnung
für Sie und für die „Aktion Sau-
bere Hände“?

Professor Petra Gastmeier:
Eines möchte ich voraus-
schicken: Die Ehre gebührt nicht
mir, sondern vor allem Frau Dr.
Christiane Reichardt und dem
Team der „Aktion Saubere
Hände“. Sie haben die Hauptar-
beit geleistet. Die Auszeichnung
der WHO ist die erste Anerken-
nung auf diesem Feld für eine
Einrichtung in Europa. Im ver-
gangenen Jahr wurde eine Insti-
tution in Asien ausgezeichnet. In
Europa sind wir die größte Kam-
pagne und zugleich die einzige,
die kontinuierlich gearbeitet
hat. Dagegen beschränkt sich
zum Beispiel die belgische Hän-
dehygienekampagne auf einige
Aktionswochen im Jahr. 

BÄ: Anlass für eine Zwischen-
bilanz: Was ist seit dem Start
der Händehygienekampagne
im Jahr 2008 erreicht worden?

Gastmeier:
Die Kampagne hat vor allem
den Stellenwert der Hände-
hygiene gesteigert, und zwar
nicht nur in Krankenhäusern.
Das Thema hat auch Relevanz in
der breiten Bevölkerung. Denn 
einerseits müssen im Kranken-
haus auch Besucher auf Hände-
hygiene achten. Andererseits
weiß man inzwischen, dass zum
Beispiel in Kindertageseinrich-
tungen in Grippezeiten die 

Infektionsraten niedriger sind,
wenn die Kinder immer zum
Händewaschen angehalten 
werden. In den teilnehmenden
Krankenhäusern haben die
Hygienefachkräfte durch die
Kampagne Rückenwind erhalten.
Für sie ist es einfacher, gewisse
Maßnahmen umzusetzen, seit
das Thema sozusagen von außen
einen hohen Stellenwert erhal-
ten hat. Konkret unterstützen
wir die Mitarbeiter in der 
Hygiene, egal ob Ärzte oder
Pflegepersonal, durch unsere
Einführungskurse, mit Material,
Informationen über die Barri-
eren gegen Händehygiene und
Tipps und Tricks, wie sie die 
überwinden können. 

BÄ: Wie überprüfen Sie den
Erfolg ihrer Kampagne?

Gastmeier: 
Sie können eine solche Kampa-
gne nicht leisten, wenn Sie nicht
ein Messinstrument einführen.
Wir haben zwei. Mit Complian-
ce-Beobachtungen in den Kran-
kenhäusern lässt sich messen,
wie oft Händehygienegelegen-
heiten genutzt werden. Beo -
bachtet man vor einer Interven-
tion und danach, welchen Anteil
einer bestimmten Anzahl von
Gelegenheiten zur Händedesin-
fektion die Mitarbeiter einer 
Station nutzen, lässt sich der
Erfolg der Intervention beziffern.
Ein zusätzlicher Vorteil dieser
Compliancebeobachtungen ist,
dass sich mit ihnen auch feststel-
len lässt, ob die Händehygiene
bei den richtigen Indikationen
vorgenommen wird. Das zweite
Messinstrument ist der Ver -

Die Weltgesundheitsorganisation WHO hat im Rahmen ihrer Hygiene-
strategie die „Aktion Saubere Hände“ ausgezeichnet. Die deutschland-
weite Kampagne wird von der Charité Berlin federführend koordiniert.
BERLINER ÄRZTE sprach darüber mit Professor Dr. Petra Gastmeier, Lei-
terin des Instituts für Hygiene und Umweltmedizin der Charité.

brauch an alkoholischem
Hände desinfektionsmittel. 
Dieses Instrument ist in allen
teilnehmenden Krankenhäusern
eingeführt worden. Es ist nicht
aufwändig, weil die nur die Ver-
brauchsdaten pro Station vom
Einkauf bezogen werden müs-
sen. Die verbrauchte Desinfekti-
onsmittelmenge wird auf die
Anzahl der Patiententage 
bezogen. Das Ergebnis kann sich
sehen lassen: In den Häusern, 
die von Anfang an mitmachen,
ist der Verbrauch um 61 Prozent
gestiegen. Das ist eine ganze
Menge.

BÄ: Mit 1300 beteiligten Ein-
richtungen ist die deutsche
Händehygienekampagne zwar
die größte weltweit. Aber etwa
die Hälfte der Krankenhäuser 
in Deutschland machen noch
nicht mit. Weshalb?

Gastmeier: 
Ungefähr 900 Krankenhäuser
machen mit, die anderen Ein-
richtungen sind Pflegeeinrich-
tungen aber auch ambulante
Arztpraxen. Immerhin nimmt
die Hälfte der Akutkranken-
häuser teil. Ich kenne keine
andere freiwillige Kampagne,
der sich so viele Häuser 
angeschlossen haben. Und 
wir führen weitere Einfüh-
rungskurse durch. Es ist kein

Stillstand eingetreten. Es werden
immer mehr.

BÄ: Wo gibt es noch Defizite?

Gastmeier: 
Wie Sie sagen: Es machen noch
nicht alle mit. Das andere ist: Die
Compliance zur Händehygiene
reicht noch nicht aus. 
Die meisten Krankenhäuser 
liegen bei 50 bis 60 Prozent
Compliance. 100 Prozent wird
man wahrscheinlich nie errei-
chen, aber ich denke, wir müssen
unbedingt mindestens 80 Pro-
zent erreichen, damit in den
Krankenhäusern die Ausbreitung
von Infektionen sicher verhindert
werden kann. Davon sind wir
noch ein ganzes Stück entfernt.
Auf der anderen Seite muss man
auch bedenken, dass Händehy-
giene auch stark durch Gewohn-
heiten beeinflusst ist, und Sie
wissen, wie schwer es ist,
Gewohnheiten zu ändern. Das
braucht längere Zeit. Wichtig ist
dafür auch die Vorbildwirkung.

BÄ: Was ist dazu für die Zukunft
geplant?

Gastmeier: 
Wir haben schon einige Ideen für
neue Maßnahmen. Die wollen
wir im November mit unserem
wissenschaftlichen Beirat beraten.

Das Interview führte Angela Mißlbeck.

Prof. Petra Gastmeier (re.) und ihr Team werden mit der Anerkennungstafel der 
WHO für die Charité als „Global Hand Hygiene Expert Centre“ ausgezeichnet.
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Verbände

„Wenn Partnerschaft verletzend wird… – 
Kompetent (be)handeln bei 
häuslicher Gewalt“

Symposium

Weltweit sind die Infektionskrankheiten die häufigste Todesursache und
auch in den Industrienationen (wieder) ein ernst zu nehmendes Problem.
Hauptursache ist die zunehmende Resistenzentwicklung der Erreger,
sodass keine kausale Therapie möglich ist. Wo durch medizinischen Fort-
schritt und Hochleistungsmedizin fast alles machbar zu sein scheint, ent-
stehen vor dem inneren Auge plötzlich Bilderwelten „alter Seuchen“, und
wir fühlen uns zurückgeworfen in die Zeit vor der mikrobiologischen Ära.
Die Evangelischen Akademien zu Berlin und Sachsen-Anhalt sowie die
Akkon-Hochschule für Humanwissenschaften laden herzlich ein zu einem
interdisziplinären Symposium zur aktuellen Situation der Infektions-
krankheiten. In Vorträgen und Diskussionen sollen grundlegende Posi-
tionen von Medizin, Public Health, Gesundheitspolitik sowie sozialethi-
sche, historische und kulturwissenschaftliche Reflexionen einander
ergänzen und eine breite Perspektive auf zukünftige Herausforderungen
und ihre Begegnungen ermöglichen.

Wissenschaftliche Leitung: Prof. Dr. Dr. Timo Ulrichs

Termin: 02. und 03. Dezember 2013

Ort: Evangelische Bildungsstätte auf Schwanenwerder, 
Inselstraße 27-28, 14129 Berlin

Anmeldung: 
Evangelische Akademie Sachsen-Anhalt, 
E-Mail: info@ev-akademie-wittenberg.de, Tel.: 03491-498840; 
Tagungsbeitrag: 90 Euro, erm. 70 Euro; 13 Fortbildungspunkte

Tödlich trotz Hightech-Medizin – 
Infektionskrankheiten im 21. Jahrhundert

Fortbildungsangebot zum Themenschwerpunkt „Häusliche Gewalt“ 

Landesverband Geriatrie Berlin konstituiert
In Berlin hat sich kürzlich mit dem Landesverband Geriatrie Berlin
eine weitere regionale Vertretung von Trägern der geriatrischen
Versorgung konstituiert. Dem neugegründeten Landesverband
gehören eigenen Angaben zufolge derzeit 18 Einrichtungen an, die
zugleich Mitglieder des Bundesverbands sind. Vorsitzender des aus
drei Personen bestehenden Vorstands ist Dr. Eric Hilf (Sana Klinikum
Lichtenberg). Ihm stehen als Stellvertreter Dr. Christian Stofft (Sankt
Gertrauden Krankenhaus) sowie Dr. Rainer Koch (Krankenhaus Hed-
wigshöhe) zur Seite. Außerdem wird der Vorstand durch die Beisit-
zer Prof. Dr. Hans-Peter Thomas und Uta Weirauch ergänzt.

„Mit der Konstituierung des Landesverbands Berlin wird die geria-
trische Versorgung in der Bundeshauptstadt weiter profiliert“,
erklärte der Geschäftsführer des Bundesverbandes, Dirk van den
Heuvel. Zugleich werde damit die Möglichkeit geschaffen, die sehr
gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Behörden und
Institutionen in der Bundeshauptstadt auch auf Landesebene zu
intensivieren und weiterzuentwickeln. „Gerade angesichts der
demografischen Entwicklung gehört eine fachgerechte geriatrische
Versorgung zu den großen gesamtgesellschaftlichen Herausforde-
rungen der kommenden Jahre. Dem trägt die Gründung des Lan-
desverbandes Berlin Rechnung.“ 

Gewalt in Paarbeziehungen
ist weit verbreitet, betrifft
überwiegend Frauen und gilt
als ein zentrales Gesundheits-
risiko (WHO). Kinder sind von
Gewalt in Paarbeziehungen
stets mitbetroffen. Ärztinnen
und Ärzte können Türen öff-
nen, wirksame Unterstützung
bei aktuellen oder zurücklie-
genden Gewalterfahrungen
bieten und helfen, den gene-
rationenübergreifenden
Kreislauf von Opfer- und
Täterschaft zu durchbrechen. 
Für eine gelingende Interven-
tion sind Wissen um Präva-
lenz, Risikofaktoren sowie
Erkenntnisse zum Gewalt-
kreislauf und Kindeswohlge-
fährdung bedeutend. Dies gilt
ebenso für Sicherheit im
Ansprechen von Gewalterfah-
rungen, in der rechtssicheren
Dokumentation, in der Kennt-
nis von weiterführenden Hil-
fen sowie Klarheit über Hand-
lungsmöglichkeiten und 
-grenzen.
Die Zusammenarbeit mit wei-
terführenden Versorgungs-,
Beratungs- und Zufluchtsein-
richtungen gewährleistet
eine fachkompetente Inter-

vention und entlastet
zugleich alle beteiligten
Berufsgruppen.

Die zweiteilige S.I.G.N.A.L.-
Basis-Fortbildung in Koopera-
tion mit der Ärztekammer
Berlin findet am 30.11.2013
(10-16 Uhr) sowie am
04.12.2013 (18:30-20:30 Uhr)
in den Räumen der Ärztekam-
mer Berlin statt. 

Sie vermittelt Grundlagen-
kenntnisse und Handlungs-
sicherheit im Umgang mit der
Thematik „Gewalt in Paarbe-
ziehungen“. 

Eine Anmeldung ist 
erforderlich. 

Anmeldeverfahren: S.I.G.N.A.L.
e.V. Koordinierungs- und 
Interventionsstelle
Hilde Hellbernd, MPH; 
Karin Wieners, MPH; E-Mail:
wieners@signal-intervention.
de; Fax: 030 / 275 95 366

Die Basis-Fortbildung ist mit 
8 Fortbildungspunkten
(30.11.2013) bzw. mit 3 Fortbil-
dungspunkten (04.12.2013)
der Ärztekammer Berlin 
anerkannt. 
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Ambulant, 
aber angestellt
Immer mehr ambulant tätige Ärzte arbeiten angestellt. Mit der rasanten Entwicklung halten
manche Strukturen noch nicht mit. So tun sich zwischen Zulassungs- und Arbeitsrecht nach wie vor
Widersprüche auf. Und auch die Verbändelandschaft stellt sich erst langsam auf Arbeitnehmer und
Arbeitgeber in der ambulanten Medizin ein.

Von Angela Mißlbeck
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Bundesweit ist inzwischen fast jeder
siebte Arzt in der ambulanten Medi-

zin angestellt tätig. Das geht aus der Ärz-
testatistik der Bundesärztekammer (BÄK)
hervor. Mehr als 20.000 angestellte Ärzte
zählte sie Ende 2012 (siehe Grafik). 

Berlin scheint wie so oft eine Vorreiterrol-
le zu übernehmen. Von 7.544 ambulant
tätigen Ärzten in der Hauptstadt sind
dem Berliner KV-Blatt zufolge 1.664 nicht
selbst niedergelassen. Das entspricht
einem Anteil von 22 Prozent – mehr als
ein Fünftel.

Die ambulante 
Arzttätigkeit ändert sich
Die Entwicklung ist rasant, besonders seit
2007 mit dem Vertragsarztrechtsände-
rungsgesetz die Anstellung von Ärzten in
Praxen ermöglicht wurde. Rund 2.000
angestellte Ärzte mehr verzeichnet die
BÄK bundesweit seitdem jedes Jahr. Nie-
dergelassene Ärzte machen offenbar
reichlich Gebrauch von ihrem Recht,
Arbeitgeber für Kollegen zu sein. Denn
sie beschäftigen in ihren Praxen inzwi-
schen ungefähr genauso viele Ärzte wie
Medizinische Versorgungszentren (MVZ). 

Knapp 9.200 angestellte Ärzte in Praxen
weist die Kassenärztliche Bundesvereini-
gung (KBV) Ende 2012 aus. Sie zählt dabei
nur Fachärzte. Gut 4.300 von ihnen
arbeiten einer anderen KBV-Statistik
zufolge in Gemeinschaftspraxen als
Angestellte mit. Die Mehrheit ist dem-
nach in Einzelpraxen angestellt. Ärzte in
MVZ erfasst die KBV in dieser Arztstati-
stik nicht. Im MVZ-Survey für Ende 2011
hat sie 8.662 Angestellte in MVZ regi-
striert. Die wachsende Zahl ambulanter
Weiterbildungsassistenten ohne Fach-
arztstatus taucht in der KBV-Statistik
nirgends auf.
Die Zahlen sprechen eine klare Sprache:
Die ambulante Arzttätigkeit ändert sich.
Doch der rechtliche Rahmen für ihre Aus-
übung hält mit dieser Entwicklung nicht
Schritt. „Die formalen Rechtsanpassun-
gen hinken hinterher“, sagt der Berliner
Medizinrechtler Rechtsanwalt Uwe

Scholz.  Probleme gibt es immer wieder
mit Zulassungs- und Arbeitsrecht. Trotz
einiger Anpassungen der Zulassungsver-
ordnung, sind viele Bestimmungen nicht
kompatibel. In vielen Fällen wurde in die
bestehenden Regelungen eingefügt,
dass sie auch für angestellte Ärzte in der
ambulanten Medizin gelten – ohne
Rücksicht darauf, dass diese Ärzte aus
dem Arbeitsrecht Ansprüche ableiten
können, die sich stellenweise mit dem
Zulassungsrecht beißen. Das kann die
Arbeitgeber mitunter in die Bredouille
bringen.

Formales Recht hinkt 
hinterher
Problematisch wird es meist, wenn ein
angestellter Arzt freigestellt wird, egal
aus welchem Grund. Das klassische Bei-
spiel: Eine angestellte Ärztin wird Mut-
ter und will volle drei Erziehungsjahre in
Anspruch nehmen. Das steht ihr nach
dem Arbeitsrecht zu, inklusive Rückkehr-
garantie an ihren Arbeitsplatz. Die
Ärzte-Zulassungsverordnung sieht aber
im Zusammenhang mit einer Entbin-
dung nur für ein Jahr eine Vertretungs-
möglichkeit vor (§32 Ärzte-ZV). Für die
restliche Zeit muss ein Sicherstellungs-

assistent beantragt werden. Den muss
die zuständige Kassenärztliche Vereini-
gung erst genehmigen.
Gar keine Regelungen sind für die Eltern-
zeit von Vätern und für die Pflegezeit im
Zulassungsrecht getroffen. Auch eine
stundenweise Vertretung ist nicht vorge-
sehen. In diesem Zusammenhang steht
die nächste Unklarheit: Was passiert,
wenn ein angestellter Arzt nach langer
Krankheit nach dem Hamburger Modell
langsam wieder einsteigen will? Oder ein
ganz anderer Fall: Wie geht es für die
Praxis weiter, wenn ein angestellter Arzt
suspendiert wird, weil er unter dem drin-
genden Verdacht steht, dass er eine Mit-
arbeiterin sexuell belästigt hat? Was,
wenn einer freigestellt wird, weil das
Vertrauensverhältnis zwischen ihn und
dem Arbeitgeber zerrüttet ist?

Die Zwickmühle zwischen arbeitsrechtli-
chen Ansprüchen der Angestellten und
zulassungsrechtlich fehlenden Vertre-
tungsansprüchen kann Arbeitgeber auch
an den Rand der Legalität treiben.
Schließen sie etwa einen unbefristeten
Vertrag mit einem Vertretungsarzt und
kündigen ihn unmittelbar nach der
Genehmigung durch den Zulassungsaus-
schuss wieder, stehen sie schnell unter
dem Verdacht des Abrechnungsbetrugs.

Entwicklung der im ambulanten Bereich angestellten Ärzte

Quelle: Statistik der BÄK



B E R L I N E R  Ä R Z T E   11/2013 S. 16B E R L I N E R  Ä R Z T E  11/2013 S.16

T I T E L T H E M A

In der Praxis gibt es Wege
Rechtsanwalt Scholz rät den Zulassungs-
inhabern, ihr Problem offen mit der
zuständigen Kassenärztlichen Vereini-
gung (KV) zu besprechen. Vieles lasse
sich durch einen Antrag beim Zulas-
sungsausschuss regeln. Tatsächlich sind
die formaljuristischen Probleme in der
Praxis oft unkompliziert zu lösen. Man-
che KVen haben ihre regionalen Bestim-
mungen auch schon ans Arbeitsrecht
angepasst. Vor allem für die Elternzeit-
vertretung gibt es in einigen KV-Bezirken
bereits passende Regelungen. Und in vie-
len anderen Fragen zeigen sie sich
kulant.
Das ändert jedoch nichts daran, dass mit
der wachsenden Zahl angestellter Ärzte
in der Medizin immer häufiger zwei
Rechtssysteme aufeinanderprallen, die
nicht zusammenpassen. Darum fordert
der Bundesverband der MVZ (BMVZ) von
der neuen Bundesregierung dringend
eine Novelle der Ärzte-Zulassungsverord-
nung. „Es ist ein Unterschied, ob ein MVZ
auf die Kulanz der KV angewiesen ist,
oder ob es einen Rechtsanspruch auf die
Einsetzung einer Vertretung hat“, sagt
der BMVZ-Vorsitzende Dr. Bernd Köppl.

Ärzte werden Arbeitgeber
für Kollegen

Das gilt ebenso für niedergelassene
Ärzte, die Kollegen beschäftigen. Einer

von ihnen ist der Berliner Kinderarzt Dr.
Bernhard König. Nach seiner Niederlas-
sung in einer Einzelpraxis in Friedrichs-
hain im Jahr 2005 ärgerte er sich immer
wieder darüber, dass er die Eltern und
Großeltern seiner kleinen Patienten bei
Bedarf nicht mitbehandeln oder impfen
durfte. Seine Lösung war das Konzept
familycare. Dazu arbeitet er seit 2008
mit Allgemeinmedizinern zusammen.
„Für mich war von Anfang an klar, dass
ich mit angestellten Kollegen und nicht
mit anderen Freiberuflern zusammenar-
beiten will. Denn ich wollte meine Idee
umsetzen, und dazu ist es gut, dass ich
die Richtlinienkompetenz habe“, sagt der
55-Jährige selbstbewusst. Ein MVZ wollte
König aber auch nicht gründen. Die
Anforderungen an diese Versorgungs-
struktur erschienen ihm zu bürokratisch.
„Je einfacher und effektiver, desto bes-

ser“, war seine Devise. Also hat er in sei-
ner Einzelpraxis, die inzwischen in große
Räume in der Nachbarschaft umgezogen
war, eine Allgemeinmedizinerin ange-
stellt. Probleme mit dem Zulassungs-
recht hatte König in fünf Jahren noch
nicht. Seine erste Angestellte ist derzeit
zum zweiten Mal in Elternzeit. „Das war
alles unkompliziert“, sagt der Praxischef.
Die Praxis wächst ständig. Inzwischen
beschäftigt König zwei Allgemeinmedizi-
ner und eine Kinderärztin. Er will nicht
ausschließen, dass er irgendwann viel-
leicht doch ein MVZ gründet, wenn die
Praxis eine kritische Anzahl an Ärzten
erreicht.
In allen arbeits- und zulassungsrechtli-
chen Fragen holt König sich Rat bei
einem Fachrechtsanwalt. Einen Arbeitge-
berverband in der ambulanten Medizin
hat er bislang nicht vermisst. Doch eine

Dr. König (Mitte) mit seinen angestellten Kollegen

Es ist ein Unterschied, ob

ein MVZ auf die Kulanz der KV

angewiesen ist, oder ob es einen

Rechtsanspruch auf die Einset-

zung einer Vertretung hat«

Dr. Bernd Köppl
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Plattform für den systematischen Aus-
tausch mit Kollegen, die wie er selbst
Ärzte beschäftigen, würde er begrüßen.
„Das ist bislang dem Zufall überlassen,
ob man sich trifft“, sagt er.

In die Ärzteverbände
kommt Bewegung

Das könnte sich bald ändern. Denn die
ärztlichen Verbände beginnen langsam
aber sicher, sich darauf einzustellen, dass
Ärzte in der ambulanten Versorgung
immer öfter auch Arbeitgeber für Kolle-
gen und Arbeitnehmer sind. Allerdings
mag sich noch kaum einer für eine Seite
entscheiden.

Eine Ausnahme macht der Marburger
Bund (MB), der als Gewerkschaft selbst-
verständlich die Angestellteninteressen
vertritt und sich dazu nicht nur in der
stationären, sondern auch in der ambu-
lanten Versorgung berufen fühlt. „Wir
sind die legitime Vertretung von ange-
stellten Ärzten in Einzelpraxen, Berufs-
ausübungsgemeinschaften und MVZ.
Andere ärztliche Berufsverbände sind
Mischformationen, die Arbeitgeber im
ambulanten Sektor und angestellte
Ärzte gleichermaßen vertreten wollen.
Juristen sprechen hier von fehlender
Gegnerfreiheit“, so Hauptgeschäftsfüh-
rer Armin Ehl.

Fakt ist, dass die Klinikärztegewerkschaft
schon jetzt oft angestellten Ärzten in der
ambulanten Versorgung mit Rat und Tat
zur Seite steht. Muster-Anstellungsver-
träge für Ärzte in Weiterbildung und
Fachärzte in MVZ bietet der Verband
ebenso wie die Prüfung von Arbeitsver-
trägen und juristische Vertretung in
arbeitsrechtlichen Auseinandersetzun-
gen. Der Landesverband Berlin-Branden-
burg des MB hat sich zudem in der Aus-
einandersetzung um den vermeintlichen
Abrechnungsbetrug an einem MVZ des
Helios-Klinikums Berlin-Buch vor rund
zwei Jahren auch politisch für die Ange-
stellten stark gemacht und darauf hin-
gewiesen, dass zwischen Arzthaftungs-

recht und Arbeitsrecht Unstimmigkeiten
bestehen, die angestellte Ärzte in die Bre-
douille bringen können. Für die Bundes -
ebene sagt Ehl: „Uns erreichen täglich
mehr Anfragen von Mitgliedern, die im
ambulanten Bereich tätig sind.“

Wer soll die Arbeitgeber
vertreten?
Als Gewerkschaft hat der MB schon qua
Satzung nur angestellte Mitglieder. Ein
weiterer Vorteil: Einige Ärzte sind schon
während ihrer Krankenhaustätigkeit MB-
Mitglied geworden und bleiben es dann
erst einmal. Während also die Arbeitneh-
mervertretung geklärt scheint, bleibt die

Oftmals wollen sich Ärzte

nach einer Zeit der Anstellung

selbst niederlassen und suchen

daher die Dienstleistungen 

unseres Verbands«

Dr. Dirk Heinrich, Vorsitzender des
NAV-Virchow-Bundes

»

Frage, wer die Arbeitgeber vertreten soll.
Hier tun sich die Verbände offensichtlich
schwer. Keiner will die meist jungen,
angestellten Ärzte ausschließen. Das ist
verbandspolitisch nicht verwunderlich,
denn ein Verband, der sich dezidiert auf
die Seite der Arbeitgeber schlägt, riskiert
vor dem Hintergrund der aktuellen Ent-
wicklung, dass er weniger (jungen)
Nachwuchs gewinnt. 

Der einzige, der sich bislang bereit
erklärt hat, die Rolle eines Arbeitgeber-
verbands zu übernehmen, ist der relativ
neue Bundesverband niedergelassener
Fachärzte (BVNF), der sich erst im
Dezember 2012 aus dem Bayerischen
Facharztverband heraus gegründet hat. 

Es darf kein Sondersystem

geben, in dem allein der Arbeit-

geber darüber entscheidet, wie

Arbeits- und Entgeltbedingungen

auszusehen haben. Wir lehnen

tariflose Zustände ab«

Armin Ehl, MB-Hauptgeschäftsführer
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Sein Vorsitzender Dr. Wolfgang Bärtl
betonte in einem Leserbrief an den ärztli-
chen nachrichtendienst (änd), der Ver-
band sei im Wissen um die Entwicklung
„als ‚Unternehmer-Verband’ ausschließ-
lich für selbständig, freiberuflich tätige
Fachärzte gegründet“ worden. „Wir ste-
hen bereit“, antwortete er auf die Frage:
Wer vertritt die Arbeitgeber in der Nie-
derlassung?

Ein klares Nein zu dieser Frage hört man
dagegen von Hartmannbund und NAV-
Virchowbund. Beide wollen für Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber gleichermaßen
offen bleiben. Auch sie unterstützen
bereits angestellte Ärzte in der ambu-
lanten Versorgung, zum Beispiel bei
Gehaltsverhandlungen und im Arbeits-
recht. Ein steigender Anteil der Mitglie-
der komme aus dem angestellten
Bereich, berichtet NAV-Chef Dr. Dirk
Heinrich. „Oftmals wollen sich diese
nach einer Zeit der Anstellung selbst
niederlassen und suchen daher die
Dienstleistungen unseres Verbands“, so
Heinrich weiter. Auch der Hartmann-
bund legt Wert darauf, dass er bisher
beide Seiten erfolgreich vertreten und
beraten habe. Verbands-Chef Dr. Klaus
Reinhardt spricht zugleich dem MB die
Rolle als Arbeitnehmerverband in der
ambulanten Versorgung ab. „Für ein Auf-
treten des MB als Arbeitnehmerorgani-
sation fehlt hier schlicht der Gegenpart“,
so Reinhardt. 

Debatte um ambulante
Arzttarife erhitzt die
Gemüter
Vollends konträr zum MB sind die Positio-
nen des Hartmannbunds zu Tarifstruktu-
ren im ambulanten Sektor. „In Teilen
Unvergleichbares können Sie nicht in
einen einheitlichen Tarifvertrag zwän-
gen“, so Reinhardt unter Verweis auf
unterschiedliche Anforderungen in ver-
schiedenen Fachgebieten oder Regionen.
Es erscheine „weder sinnvoll noch
umsetzbar, über rund 100.000 selbstän-
dig geführte Praxen in Deutschland mit
ihren ganz spezifischen wirtschaftlichen
Gegebenheiten einen Einheitstarif zu
stülpen“.
Dagegen hält MB-Hauptgeschäftsführer
Ehl Tarifverträge im ambulanten Bereich
für absolut sinnvoll und praktikabel. „Es
darf kein Sondersystem geben, in dem
allein der Arbeitgeber darüber entschei-
det, wie Arbeits- und Entgeltbedingun-
gen auszusehen haben. Wir lehnen tarif-
lose Zustände ab“, so Ehl.

Wie konfliktbeladen dieses Thema ist,
zeigt sich an der Debatte um die ambu-
lante Weiterbildung, die in diesem Jahr
beim Deutschen Ärztetag die Gemüter
erhitzt hat. Der Kompromiss, der dort
schließlich gefunden wurde, ist so fragil,
dass an dem Beschlusssatz kein Wort ver-
ändert werden kann, ohne Gefahr zu lau-

fen, dass die eine oder andere Seite
widerspricht. Wörtlich lautet er: „Den
Weiterzubildenden in einer ambulanten
Weiterbildungsstätte muss garantiert
werden, dass sie mindestens die gleichen
tariflichen Konditionen wie an einer sta-
tionären Weiterbildungsstätte vorfinden.
Hierzu wird mit der für die im stationären
Versorgungsbereich für die Tarifgestal-
tung ärztlicher Vergütungen maßgebli-
chen ärztlichen Organisation ein Vertrag
abgeschlossen, der dies sicherstellt. Für
die arbeitgeberseitige Vertragspartner-
schaft wird zwischen Kassenärztlicher
Bundesvereinigung (KBV) und den betrof-
fenen ärztlichen Berufsverbänden ein
funktionsfähiges Organisationsmodell
entwickelt.“

Neue Strukturen 
wachsen langsam
„Momentan sind wir dabei, ein solches
Modell für den Bereich der Weiterbil-
dung zu entwerfen. Die Arbeiten hierzu
befinden sich noch ganz am Anfang“,
teilte KBV-Sprecher Roland Stahl auf
Nachfrage im September mit. Auch für
die KBV steht fest, dass sie nicht als
Arbeitgeberorganisation auftritt. „Als
Körperschaft müssen wir per se die
Interessen aller niedergelassenen Ärzte
vertreten, egal ob sie angestellt oder in
eigener Praxis tätig sind“, so Stahl.
Weniger sicher ist für die KBV allerdings,
dass der MB die Rolle der Arbeitnehmer-
vertretung im ambulanten Sektor über-
nimmt. „Der Marburger Bund vertritt die
Interessen der angestellten Ärzte in den
Krankenhäusern. Er hat mit dem Bereich
der Niederlassung nur wenige Erfahrun-
gen. Es kann gut sein, dass sich hier
eigene Strukturen herausbilden“, so
Stahl weiter. Fest steht, dass Bewegung
in die Verbände gekommen ist. Doch bis
das vom Ärztetag geforderte arbeitge-
berseitige Organisationsmodell funkti-
onsfähig ist, wird noch Zeit ins Land
gehen

Verfasserin: 
Angela Mißlbeck
Fachjournalistin für Gesundheitspolitik

Für ein Auftreten des MB

als Arbeitnehmerorganisation

fehlt hier schlicht der 

Gegenpart«

Dr. Klaus Reinhardt, Vorsitzender des
Hartmannbundes
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Die Statistik ist eindeutig, quasi ein
säkularer Trend: Die Zahl der Ärzte

und noch mehr der Ärztinnen nimmt zu.
Der Anteil der selbstständig Tätigen, auch
arbeitsrechtlich gesehen Freiberuflichen,
nimmt ab. Dieser Trend wird schon seit
Jahren beobachtet, aber erheblich ver-
stärkt seit dem Vertragsarztrechtsände-
rungsgesetz von 2007. Warum eigent-
lich? Es liegen doch reichlich soziologi-
sche Untersuchungen vor, dass die selbst-
ständig Tätigen eher zufrieden sind und
gern und länger ihren Beruf ausüben als
angestellt Tätige, sowohl bezüglich
Wochen- als auch Lebensarbeitszeit. Dies
betrifft gleichermaßen die Selbstständi-
gen aus dem Bereich der freien Berufe,
wie Architekten, Rechtsanwälte, Steuer-
berater oder Tierärzte, wie auch jene aus
dem Bereich des Handwerks oder der
Technik, wie Meister oder Ingenieure. Für
leitende Angestellte mit sehr viel Ent-
scheidungsfreiheit ist es allerdings ähn-
lich wie bei den Selbstständigen. Die Frei-
heit der Berufsausübung wird offensicht-
lich vom Menschen sehr hoch wertge-
schätzt. Der ökonomische Misserfolg der
sozialistischen Systeme mit ihren Plan-
vorgaben von oben wird zu einem guten
Teil diesem Umstand angelastet.

Damit kommen wir dann auch zum
Thema der deutschen und auch europäi-
schen Bürokratie mit ihrer Regulierungs-
dichte! Wer als Arzt und Selbstständiger
bei der Zulassung zur Gesetzlichen Kran-
kenversicherung den Papierberg mit den
Gesetzesparagraphen in Empfang
nimmt, ahnt, was auf ihn zukommt.
Beginnt er dann mit seiner Arbeit, wird
klar, viele Paragraphen regeln nicht Wild-
wucherndes, sondern behindern, ja stran-
gulieren die Arbeit. Auch nach Abitur,
Staatsexamen, Facharztweiterbildung
und Zusatzqualifikation wird unter fal -
schen Etiketten noch eine Menge an
Hemmnissen aufgebaut, die die ärztliche
Tätigkeit beschränken, erschweren, zum
Teil unmöglich machen. Das daraus
resultierende ökonomische Risiko wird

zusätzlich den Selbstständigen überge-
stülpt, während der angestellt Tätige
davon frei ist. Klarer Punkt für den Ange-
stelltenstatus. Ferner regeln Arbeitsrecht
und Vertragsarztrecht wiederholt identi-
sche Sachverhalte sehr unterschiedlich,
aber immer angestelltenfreundlich.

Das Beispiel „schwangere Ärztin“ zeigt
dies auf frappierende Weise, denn eine
angestellte Kollegin darf dreimal solange
im Beruf pausieren, wie die selbstständig
Freiberufliche! Warum? Natürlich, weil
die Angestellte als besonders Schutzbe-
dürftige und im Sozialstatus schwache
Person eingestuft wird, während beim
Freiberufler offenbar der Gesetzgeber
eine starke, belastbare Person vor Augen
hat und flugs mit dem Sicherstellungs-
auftrag begründet und gefordert wird,
was im Arbeitsrecht längst aufgegeben
wurde. Gleiches gilt für den Umgang mit
langer Krankheit des Arztes oder der Ärz-
tin. Das spricht sich herum und hat Kon-
sequenzen. Wenn dann zusätzlich noch
in vielen Fachgebieten die Kapitalquote
steigt und insbesondere Einzelpraxen
durch höheren Fixkostenanteil immer
weniger wirtschaftlich arbeiten können,
bleiben als Ausweg natürlich nur Groß-
strukturen, öfter auch mit einer Hierar-
chie, also mit Arbeitgeber-Chef an der
Spitze, der sogar eine „Richtlinienkompe-
tenz“, reklamiert, die unsere Berufsord-
nung so nicht hergibt! Berufsrechtlich
agiert der frisch approbierte Arzt, auch
der angestellte, also nichtselbstständige,
genauso freiberuflich wie sein Oberarzt
oder Chefarzt. Sein Angestelltenstatus ist
doch nur von arbeitsrechtlichem Belang.
Diese Entwicklung und dieses Verständ-
nis des freien Berufes bei den Vertrags -
ärzten und bei den Angestellten ver-
schiebt freilich das Leitbild unseres
Berufsbildes immer weiter in Richtung
eines Berufsbildes wie beim Industriear-
beiter oder Sachbearbeiter. Wir kommen
immer weiter weg vom § 1 Berufsärzte-
ordnung: „Der Arztberuf ist seinem
Wesen nach ein freier Beruf und kein

Gewerbe.“ Da wundert es dann auch
weniger, wenn ein großer Sozialversiche-
rungsträger hier in Berlin Ärztinnen und
Ärzte Arbeitsplätze in Großraumbüros
zuweist und so das Patientengeheimnis
im Telefonverkehr mindestens teilweise
beseitigt. Was tun? Ja, ein nichtärztlicher
Arbeitgeber ist an die ärztliche Berufs-
ordnung nicht gebunden. 

Die arbeitsrechtlich unselbstständige
Tätigkeit erscheint oft komfortabler, ent-
lastet von lästigem bürokratischen Auf-
wand und wird öfter bevorzugt, aber sie
hat ihre berufpolitische Kehrseite, die
langsam schleichend daherkommende
Einschränkung der Berufsfreiheit. Dieses
wird doch auch von manchen Kollegin-
nen und Kollegen wahrgenommen, wenn
ich bei Diskussionen höre: „Der wirkliche
Chef bei uns im Krankenhaus ist doch der
Verwaltungsleiter.“ Sicher eine subjektive
Wahrnehmung, aber sie bringt es auf
den Punkt.

Dr. med. Elmar Wille
Vizepräsident der Ärztekammer Berlin
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Abschied vom traditionellen Arztbild?

KOMMENTAR
Von Dr. Elmar Wille
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VERANSTALTUNGENAllgemeiner Hinweis

Die Ankündigungen auf diesen beiden Seiten geben einen Überblick 
über die ärztlichen Fortbildungsveranstaltungen, die in der näch­

sten Zeit von der Ärztekammer Berlin veranstaltet werden oder in 
Kooperation mit ihr stattfinden. Einen vollständigen Überblick über 
unsere Veranstaltungen erhalten Sie auf unserer Homepage www.
aerztekammer-berlin.de � Ärzte � Fortbildung � Fortbildungen der 
ÄKB. Alle weiteren Fortbildungsveranstaltungen, die von der ÄKB zer­
tifiziert wurden und Fortbildungspunkte erhalten haben, können im 

Online-Fortbildungskalender unter www.aerztekammer-berlin.de � 
Ärzte � Fortbildung � Fortbildungskalender recherchiert werden. Der 
Fortbildungskalender ermöglicht eine Recherche nach Terminen, Fach­
gebieten oder auch nach freien Suchbegriffen. Damit bietet der Kalen­
der in Abhängigkeit von der gewählten Suchstrategie sowohl einen 
umfassenden Überblick über sämtliche Fortbildungsveranstaltungen 
in Berlin als auch eine an den individuellen Interessenschwerpunkten 
orientierte Veranstaltungsauswahl weit im Voraus.

Termine Thema / Referenten Veranstaltungsort Information / Gebühr Fortbildungspunkte

� 04.11.-13.11.2013 (Kursteil B1) 
13.11.-22.11.2013 (Kursteil B2)

Weiterbildungskurs Arbeitsmedizin / 
Betriebsmedizin

Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: Kurs B: 990 € 
Kursteile B1, B2: 495 €

60 P pro Kursteil

� 23.11.2013 2. Fortbildungskongress der 
Ärztekammer Berlin 
in Kooperation mit der Arzneimittel-
kommission der deutschen Ärzteschaft 
(weitere Informationen s. S. 9)

Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information: Tel. 40806-1205 
Dr. med. H. Schaefer, Andrea Hofmann 
E-Mail: fortbildungskongress@aekb.de 
Teilnehmerentgelt:  
45 € Kammermitglieder 
65 € Nichtkammermitglieder 

9 P

� 25.11.2013 Wissenskontrolle zum Erwerb der 
Qualifikation zur fachgebundenen ge-
netischen Beratung nach dem 
Gendiagnostikgesetz

Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information: Tel.: 40806-1209 
E-Mail: s.zippel@aekb.de 
Anmeldung erforderlich 
Teilnehmergebühr: kostenlos

keine

� 29.11.2013 Spezialkurs im Strahlenschutz bei CT Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 155 €

9 P

� 30.11.2013 und 
04.12.2013

„Wenn Partnerschaft verletzend wird… 
– Kompetent (be)handeln bei  
häuslicher Gewalt“ 
(weitere Informationen s. S. 13)

Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Anmeldung: S.I.G.N.A.L. e.V.  
wieners@signal-intervention.de;  
Fax: 030 / 275 95 366 
keine Teilnehmergebühr, Anmeldung  
erforderlich

8 P und 
3 P

� 06.01.–15.01.2014 (Kursteil C1) 
15.01.–24.01.2014 (Kursteil C2)

Weiterbildungskurs Arbeitsmedizin/ 
Betriebsmedizin

Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: Kurs C: 990 € 
Kursteile C1, C2: 495 €

60 P pro Kursteil

� 21.02. - 22.02.2014 
21.03. - 22.03.2014 
25.04. - 26.04.2014 
23.05. - 24.05.2014

Kurs Suchtmedizinische 
Grundversorgung zum Erwerb der 
Zusatzweiterbildung „Suchtmedizinische 
Grundversorgung“ in vier Modulen

DRK Kliniken Mitte 
Haus E 
Drontheimer Str. 39-40 
13359 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 40806-1301 /-1303 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
160 € je Kursteil

15 P pro Kursteil

� 03.03.-05.03.2014 Grundkurs im Strahlenschutz Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 270 €

21 P

� 05.03.-07.03.2014 Spezialkurs im Strahlenschutz bei der 
Röntgendiagnostik 

Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 240 €

20 P

� 21.03.2014 Untersuchung des Kontrast- und 
Dämmerungssehens / 
Gesichtsfeldbefundung 
bei Untersuchungen gemäß 
Fahrerlaubnisverordnung 

Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 60 €

5 P

� 21.03.-22.03.2014 Verkehrsmedizinische Begutachtung – 
Qualifizierung gemäß 
Fahrerlaubnisverordnung 

Ärztekammer Berlin, Fort- und 
Weiterbildungszentrum 
Friedrichstr. 16 
10969 Berlin

Information und Anmeldung: 
Tel.: 40806-1215 
E-Mail: fb-aag@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 250 € 
Kombipreis mit „Unters. des Kontrast-  
und Dämmerungssehens“: 290 €

16 P
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Ärztekammer Berlin in Kooperation mit der 
Charité – Universitätsmedizin Berlin 

Kurs Qualitätsmanagement (200 Std.)  

Der 200 Stunden­ Kurs Qualitätsmanagement nach dem Curriculum „Ärztliches 
Qualitätsmanagement“ der Bundesärztekammer wird von der Ärztekammer 
Berlin in Kooperation mit der Charité im Frühjahr 2014 als Kompaktkurs inner­
halb von knapp vier Monaten veranstaltet. Die drei Wochen der Präsenzphase 
werden durch eine 50­stündige Phase des Selbststudiums ergänzt. Ärzte haben 
die Möglichkeit, durch die Teilnahme an diesem Weiterbildungskurs und an ei­
ner anschließend erfolgreich abgelegten Prüfung vor der Ärztekammer Berlin 
die Zusatzbezeichnung „Ärztliches Qualitätsmanagement“ zu erwerben.  

Termine: Präsenzwoche 1: 10.03. – 15.03.2014 / Woche 2: 05.05. – 10.05.2014 / 
Woche 3: 16.06. – 21.06.2014 (jeweils montags bis freitags von 9 bis 18 Uhr und 
samstags von 9 bis 16 Uhr))
Veranstaltungsort: Ärztekammer Berlin, Friedrichstr. 16, 10969 Berlin
Weitere Informationen: Tel.: 030 / 40806­1402 (Organisation), 
Tel.: 030 / 40806­1207 (Inhalte) oder per E­Mail: QM­Kurs 2014@aekb.de 
 

Gewalt gegen Patienten mit tödlichem Ausgang –
das Risiko bedenken und wirksam vorsorgen

Fortbildungsveranstaltung der Ärztekammer Berlin 

Tötungen in Krankenhäusern und Heimen sind ein Tabuthema, leider jedoch kei­
ne Einzelfälle; vielmehr ist eine hohe Dunkelziffer zu bedenken. In seinem Buch 

„Krankentötungen in Kliniken und Heimen – Aufdecken und Verhindern“ (Lam­
bertus­Verlag, 2011) widmet sich Prof. Dr. med. Karl H. Beine über 35 Tötungsserien 
mit mehr als 300 gerichtlich nachgewiesenen Tötungen durch Ärzte und 
Pflegende; dabei zeigt er auf, dass es im Vorfeld aller referierten Fälle Warn­
hinweise gegeben hat: Dazu zählen beispielsweise bestimmte Persönlich­
keitsstrukturen der Täter, eine Häufung unerwarteter Todesfälle, unklare 
Medikamentendefizite oder Verdachtsmomente im Team. In einigen Fällen hät­
ten Todesfälle durch ein schnelleres Eingreifen vermieden werden können. 
Das Fortbildungsangebot möchte dafür sensibilisieren, dass Gewalttaten gegen­
über Patientinnen und Patienten in jeder Einrichtung vorkommen können. Im 
Weiteren soll die Veranstaltung dazu dienen, dass Ärzte und alle an der Pflege 
Beteiligten sich über dieses Thema informieren und untereinander austauschen 
können sowie wirksame Präventionsmaßnahmen und Strategien zur Vermei­
dung kennenlernen. 

Referent: Prof. Dr. med. Karl H. Beine, Facharzt für Nervenheilkunde und 
Psychotherapeutische Medizin; Chefarzt der Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie 
und Psychosomatik / St. Marien­Hospital Hamm; Fakultät für Gesundheit – 
Department für Humanmedizin / Lehrstuhlinhaber, Lehrstuhl für Psychiatrie und 
Psychotherapie 
Datum und Uhrzeit: Mittwoch, 27. November 2013, 18:30 – 20:00 Uhr 
Ort: Ärztekammer Berlin, Friedrichstraße 16, 10969 Berlin
Anmeldung / Kontakt: Die Teilnahme ist kostenlos. Eine persönliche Anmeldung 
ist unbedingt erforderlich. Anmeldung per Telefon: 030 / 40806­14 02 oder per 
E­Mail: fb­veranstaltungen@aekb.de 
Die Veranstaltung ist mit 2 Fortbildungspunkten anerkannt.

Patientensicherheit: Intensivseminar Fallanalyse 

Wie entstehen Fehler? Welche beitragenden Faktoren bewirken, dass Unfälle und 
schwere Zwischenfälle entstehen? Wie kann die Wahrscheinlichkeit, dass sich 
solche Fälle wiederholen, reduziert werden?
Gemeinsam mit dem Aktionsbündnis Patientensicherheit bietet die Ärztekammer 
Berlin dieses Seminar an. Dessen Ziel ist es, ein systemisches Verständnis zur 
Entstehung von Fehlerereignissen sowie praktische Fertigkeiten zur Fallanalyse 
nach schweren Zwischenfällen zu vermitteln. 
Die theoretischen Grundlagen werden in Kurzvorträgen dargestellt. Über Fall­
beispiele wird das relevante Wissen konkretisiert und in praktischen Übungen zur 
Fallanalyse vertieft. Konzepte der Fehlerentstehung, Sicherheitskultur und 
Systemanalyse werden praxisnah diskutiert.

Das Intensivseminar richtet sich an Angehörige aller Berufsgruppen im Gesund-
heitswesen und ist spezifisch auf den Krankenhausbereich ausgerichtet.

Termin: Das Seminar wird in drei Modulen durchgeführt:
Online-Modul:  01.03. – 27.03.2014
Präsenzseminare: 28.03. – 29.03.2014 und 09.05. – 10.05.2014 
(jeweils Freitag 12­18 Uhr und Samstag 9­14 Uhr)
Ort: Ärztekammer Berlin, Friedrichstraße 16, 10969 Berlin
Die Teilnehmerzahl ist auf 25 begrenzt.
Anmeldung erforderlich: Ärztekammer Berlin, Tel. 40806­1206, Dörte Bünning
E­Mail : d.buenning@aekb.de 
Teilnehmergebühr: 550 EUR, 37 Fortbildungspunkte

Fortbildungsveranstaltung der Ärztekammer Berlin und der
Apothekerkammer Berlin in Kooperation mit der

Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft 

Neue Arzneimittel 2012/2013 –
eine kritische Bewertung / Aktuelle Themen und interessante 

Verdachtsfälle aus der Arzneimittelsicherheit 
 

Die Arzt­Apotheker­Kommission der Ärztekammer Berlin und der Apotheker­
kammer Berlin freut sich, auch die diesjährige Herbst­Fortbildungsveranstaltung 
in Kooperation mit der Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft (AkdÄ) 
auszurichten.

Die AkdÄ berät als wissenschaftlicher Fachausschuss die Bundesärztekammer in 
allen das Arzneimittelwesen betreffenden wissenschaftlichen Fragen. Zu den 
Aufgaben der AkdÄ zählt aber auch, Ärzte unabhängig von Pharmainteressen über 
eine rationale Arzneimitteltherapie zu informieren und über Risiken aufzuklären. 
In Zusammenarbeit mit den für die Arzneimittelsicherheit zuständigen Bundes­
oberbehörden ist sie beteiligt an der Erfassung, Dokumentation und Auswertung 
von unerwünschten Arzneimittelwirkungen.
Im Mittelpunkt der Herbst­Fortbildungsveranstaltung stehen zwei Vorträge: Prof. 
Dr. med. Ulrich Schwabe nimmt eine kritische Bewertung neuer Arzneimittel der 
Jahre 2012/2013 vor. Dr. med. Thomas Stammschulte referiert über aktuelle 
Themen und interessante Verdachtsfälle aus der Arzneimittelsicherheit. Beide 
Beiträge widmen sich den Themen unter besonderer Beachtung klinisch­prak­
tischer Aspekte der Patientenversorgung. 
Im Anschluss an die Vorträge besteht hinreichend Möglichkeit zur moderierten 
Fachdiskussion mit den Experten. 

Referenten: Prof. Dr. med. Ulrich Schwabe, Facharzt für Pharmakologie, 
Heidelberg, Mitglied der AkdÄ
Dr. med. Thomas Stammschulte, Facharzt für Innere Medizin, Berlin, AkdÄ
Moderator: Dr. Christian Heyde, Vorsitzender der Arzt­Apotheker­Kommission 
der Apothekerkammer Berlin 
Termin: Mittwoch, 06.11.2013, 20:00 bis 21:45 Uhr
Ort: BITTE BEACHTEN
Kaiserin­Friedrich­Stiftung / Hörsaal; Robert­Koch­Platz 7, 10115 Berlin
Anerkannt mit 2 Fortbildungspunkten – eine Anmeldung ist nicht erforderlich.   
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Wie Mälzer in der Präsentation des 
Jahresabschlusses 2012 in der 

Sitzung am 26. September darlegte, war 
die Zahl der Rentenanwärter im vergan­
genen Jahr auf 26.579 gestiegen (2011: 
25.947), die Zahl der Rentner kletterte 
um 5,5 % auf 5.707. Weiterhin positiv sei 
die Überleitungsstatistik. 322 Herlei­
tungen standen 272 Wegleitungen von 
anwartschaftsberechtigten Mitgliedern 
gegenüber. Bezeichnend ist, dass der 
Frauenanteil der BÄV-Mitglieder weiter 
steigt, von 50,1 % im Jahr 2011 auf 50,4 % 
im vergangenen Jahr.

Die Zahlungen für Versicherungsfälle 
stiegen um 8,6 % von 130 Millionen im 
Jahr 2011 auf 141,2 Millionen Euro im Jahr 
2012. Die Altersrenten machten dabei ei­
nen Anteil von 77,1 % (108,9 Millionen) 
aus, gefolgt von Witwen- und Witwer­

Vertreterversammlung beschließt 
moderate Rentenerhöhung
Zum zweiten Mal ist ein Jahresabschluss der Berliner Ärzteversorgung (BÄV) von der 
Vertreterversammlung des Versorgungswerkes (VV) unter Vorsitz von Kammervize
präsident Elmar Wille verabschiedet worden. Der Vorsitzende des Verwaltungsaus
schusses, Helmut Mälzer, präsentierte das umfangreiche Zahlenwerk mit einem erfreu-
lichen Ergebnis. Einstimmig beschloss die Vertreterversammlung eine Erhöhung der 
laufenden Renten und der Anwartschaften um 0,5 % zum 1. Januar 2014.

Von Sascha Rudat

renten mit 8,8 % (12,4 Millionen) und 
Berufsunfähigkeitsrenten mit 5,0 % (7,1 
Millionen Euro). Im Vergleich zum Vor­
jahr nutzten anteilig weniger Mitglieder 
die Möglichkeit der vorgezogenen 
Altersrente. Ihr Anteil betrug 54,3 % 
(Vorjahr: 58,3 %).

Beim Mitgliederbestand nach Tätig­
keitsart (s. Grafik 1) gab es keine gravie­
renden Veränderungen, allerdings zeich­
nete sich ein Trend ab: Der Anteil der 
selbstständig tätigen Ärzte ist weiter 
auf 24,0 % gesunken. Der Anteil der an­
gestellten Ärzte hingegen ist leicht auf 
47,5 % gestiegen. Der Rest verteilte sich 
auf vorübergehend nicht tätige Ärzte 
(6,4 %), im Ausland tätige Ärzte (5,3 %), 
verbeamtete Ärzte (1,2 %) und mehrfach 
beschäftigte Ärzte (2,7 %) sowie 
Sonstige (1,4 %). 

Die Beitragseinnahmen sind um 4,5 % 
auf rund 260,9 Mio. Euro gestiegen. Bei 
den Versorgungsabgaben (s. Grafik 2) 
stieg erneut der Anteil der Gruppe mit 
Zahlungen über dem 1,0-fachen Bei­
tragssatz (bezogen auf die jeweils ein­
schlägige West- bzw. Ost-Beitragsbe­
messungsgrenze der gesetzlichen 
Rentenversicherung) und zwar auf  
13,2 % (2011: 12,3 %). Das heißt, diese 
Mitglieder zahlen freiwillig mehr ein als 
sie müssten. Der Verwaltungskostensatz 
blieb mit 1,05 % weiterhin sehr niedrig. 

Rechnungszins konnte wieder 
gehalten werden
Der Kapitalanlagebestand verbesserte 
sich deutlich mit einem Plus von 9,8 % 
auf 6,2 Milliarden Euro. Der Durch­
schnittszins, der sich auf die laufenden 
Erträge und Aufwendungen der Kapital­
anlagen bezieht, stieg stark von 2,91% 
im Jahr 2011 auf 5,52 %.  
Die Nettoverzinsung, die auch außeror­
dentliche Positionen wie Zu- und 
Abschreibungen umfasst, kletterte von 
2,09 auf 5,14 %. Die guten 
Kapitalanlageergebnisse ermöglichten 
eine höhere Ausschüttung aus dem 
Masterfonds, was zum Anstieg beider 
Verzinsungskennziffern führte. „Über 
das Ergebnis können wir zufrieden, ja 
müssen sogar glücklich sein“,  
betonte Mälzer. Dadurch konnte der 
Rechnungszins, der den Leistungsver­
sprechen der Berliner Ärzteversorgung 
gegenwärtig zu Grunde liegt, wieder bei 
4,00 % gehalten worden. „Wir bewegen 
uns aber weiterhin auf einem Niedrig­
zinsniveau“, unterstrich Mälzer. Die 
Sicherung des Rechnungszinses wird 
auch zukünftig das zentrale Thema der 
Entwicklung des Versorgungswerkes 
bleiben. Die Erwirtschaftung von 
Überschüssen zur Dynamisierung der 
Leistungen bleibe unter den aktuellen 
Rahmenbedingungen schwierig. Trotz 
der kritischen Kapitalmarktsituation er­
wartet das Versorgungswerk aber auch 
für das Jahr 2013 unter Berücksichtigung 
der bilanziellen Reserven ein positives 
Ergebnis aus der normalen Geschäfts­
tätigkeit. 

Grafik 1: Der Anteil der angestellt tätigen Ärzte liegt weiterhin deutlich über der Anzahl der 
Selbstständigen.
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Vom Rohüberschuss in Höhe von 109 
Millionen Euro konnten der Zins­
schwankungsreserve im Jahr 2012 – im 
Gegensatz zur Entnahme im Vorjahr 
–60,4 Millionen Euro zugeführt werden. 
Der Gesamtbestand betrug damit zum 
31.12.2012 rund 321,8 Millionen Euro. Aus 
dem verbleibenden Rohüberschuss von 
49,5 Millionen Euro konnten der von 
Rechts wegen eigens vorgesehenen 
Sicherheitsrücklage im Jahr 2012 rund 1,2 
Millionen Euro zugeführt werden 
(Gesamtrücklage damit 50,0 Millionen 
Euro). Wie Helmut Mälzer ausführte, rei­
chen die Zinsschwankungsreserve und 
die Sicherheitsrücklage zusammen für 

drei Jahre aus, um bei einem Kapitaler­
gebnis mit einer Nettoverzinsung von 
2,0 % auf den Rechnungszins von 4,0 % 
auffüllen zu können. 48,3 Millionen Euro 
wurden der Gewinnrückstellung zuge­
führt, die damit zum 31.12.2012 insge­
samt 66,7 Millionen Euro betrug. 
Verwaltungs­ und Aufsichtsausschuss 
schlugen der Vertreterversammlung vor, 
mittels dieser Rückstellung die Anwart­
schaften (34,7 Millionen Euro) sowie die 
Renten und Kinderzuschüsse (10,8 
Millionen Euro) um jeweils 0,5 % zu er­
höhen. Die restlichen 21,2 Millionen Euro 
sollten ins nächste Jahr vorgetragen 
werden. 

In der anschließenden Diskussion zeigte 
sich der Vorsitzende der Vertreterver­
sammlung, Elmar Wille, zunächst einmal 
glücklich über das gute Ergebnis. Nach 
der Nettoverzinsung von 2,09% im Jahr 
2011 sei der deutliche Anstieg im vergan­
genen Jahr auf mehr als 4,75% mehr als 
erfreulich. Danach diskutierten die 
Vertreter intensiv über die Verwendung 
der Gewinnrückstellung, insbesondere 
über die Frage, ob Anwartschaften und 
Renten in gleichem Maße dynamisiert 
werden sollten. Matthias Bloechle 
sprach sich dafür aus, das Thema 
Generationengerechtigkeit in den Fokus 
zu nehmen. Mit der Umstellung auf die 
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neuen „Sterbetafeln“ nach Heubeck im 
Jahre 2007 z.B. hätten die Bestands­
rentner profitiert. Wie Elmar Wille er­
klärte, sei diese Thematik in den Aus­
schüssen vielfach diskutiert worden. 
Franz Mecking, Versicherungsmathe ma­
tiker von der Verwaltungsgesellschaft 
der Versor gungs werke (VGV) verwies 
auf das solidarische Prinzip, das sich über 
einen großen Zeitraum bzw. über meh­
rere Generationen hinweg auswirke. 
„Die jetzigen Rentner haben in der 
Vergangen heit die Lücken füllen müs­
sen.“ Es gebe immer wieder Ereignisse, 
die sich zu Gunsten oder zu Lasten der 

Grafik 2: Die Abgabenhöhe bezieht sich auf den jeweiligen Höchstbeitrag zur gesetzlichen 
Rentenversicherung der alten bzw. neuen Bundesländer.

jeweiligen Generationen auswirkten, im 
Geschäftsjahr 2002 z. B. sei ein gewalti­
ger Kapitalmarkteinbruch zu verzeich­
nen gewesen, der sich auf Anwärter, die 
heute z. B. schon Rentner seien, ausge­
wirkt hätte. Das System des offenen 
Deckungplanverfahrens, das zur An­
wendung komme, gehe explizit von 
Umlageanteilen aus. Er sei kein großer 
Freund davon, die bestehende Syste­
matik operativ zu ändern. „Eine Pseudo­
Dynamisierung trägt nicht zum Genera­
tionenausgleich bei“, betonte Mecking. 
Das sah auch Elmar Wille so: „Unser 
System ist sehr nahe an der individuel­

len Beitragsäquivalenz und kennt nur 
einen geringen Ausgleich zwischen den 
Generationen.“ Gleichwohl erklärte 
Helmut Mälzer, dass man die Proble­
matik im Auge behalten und sich für 
das nächste Jahr noch einmal genau 
anschauen werde. 

Nach dieser Diskussion verabschiedeten 
die Vertreter die Vorschläge des Ver­
waltungs­ und Aufsichtausschusses zur 
Überschussverwendung ebenso einstim­
mig wie den Jahresabschluss 2012. 
Außerdem entlasteten sie die beiden 
Ausschüsse, nachdem zuvor Christoph 
Bonin, Vertreter der Prüfungsge sell­
schaft RBS, den uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erläutert hatte.  

Neue Entschädigungsregelung
einstimmig verabschiedet

Laut BÄV­Satzung obliegt der Vertreter­
versammlung die Festsetzung der Auf­
wandsentschädigung der ehrenamtlich 
tätigen Mitglieder der Organe der Ver­
sorgungseinrichtung. Eine Neuregelung 
der Entschädigungsregelung war u.a. 
deshalb notwendig geworden, weil sich 
die bestehende Regelung noch auf die 
Allgemeine Entschädigungsregelung der 
Ärztekammer bezog und durch eine ei­
genständige Regelung ersetzt werden 
sollte, welche die Besonderheiten der 
BÄV berücksichtigt. Matthias Albrecht, 
Vor sitzender des Aufsichtsausschusses, 
erklärte, dass „die Entschädigungs re­
gelung in der vorgelegten Fassung Sinn 
macht“, weil sie den Besonderheiten di­
verser BÄV­Dienstgeschäfte Rechnung 
trage. Die Vertreter verabschiedeten die 
Neuregelung einstimmig bei einer 
Enthaltung.   

    srd

ANZEIGE
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Plötzlich bleibt ein Patient einfach 
weg, ein älterer, gerade verwitweter 

Mann, der in letzter Zeit die Praxis oft 
aufgesucht hatte. Irgendwann erfahren 
Sie, dass er sich umgebracht hat, und 
nun machen Sie sich Vorwürfe: Habe ich 
denn nicht gemerkt, dass hinter seinen 
wechselnden Beschwerden eine larvierte 
Depression steckte? Und wie geht es 
eigentlich den eindeutig depressiven 
Patienten? Kann ich beruhigt sein, weil 
ich ihnen das passende Antidepressivum 
verordnet habe?

Ohne wirksame Hilfe sterben weltweit 
jedes Jahr etwa eine Million Menschen. 
Der Suizid ist die zehnthäufigste Todes­
ursache, sagte der Psychiater und 
Psycho therapeut Manfred Wolfersdorf, 
Ärztlicher Direktor des Bezirkskranken­
hauses Bayreuth und international be­
kannter Suizidexperte. Er hielt auf der 
Berliner Tagung das Hauptreferat zum 
Thema Suizid und Suizidprävention. Die 
Dimension dieses Gesundheitsproblems 
ist erschreckend. In Deutschland töten 
sich jährlich etwa zehntausend Men­
schen selbst.  
Lange Zeit gingen die Zahlen zurück, 
jetzt steigen sie wieder. Im Jahr 2010 
waren es 10.021 Suizid­Todesfälle. Zum 
Vergleich: Im selben Jahr wurden 3.646 
tödliche Verkehrs unfälle und 550 AIDS­
Tote gezählt. Die Zahl der Selbsttötungs­
versuche schätzt Wolfersdorf auf „weit 
über hunderttausend“, die Dunkelziffer 
dürfte sehr hoch sein.

Ärztliche Aufgabe: 
Suizid prävention
Der Suizid ist zwar ein – oft unterschätztes – gesamtgesellschaftliches Problem, aber 
die Ärzte sind hier am stärksten gefordert. Die meisten der Patienten waren in den 
Wochen, bevor sie sich selbst töteten, bei ihrem Hausarzt. In einer Übersichtsarbeit 
über gesicherte Strategien der Suizidprävention steht an oberster Stelle „Fort-
bildung von Ärzten“ – vor „Beschränkung des Zugangs zu tödlichen Methoden“, vor 
„Öffent lichkeitsarbeit“ und vor „Identifikation von Hochrisikogruppen“, was ja zum 
Inhalt der geforderten ärztlichen Fortbildung über Suizidprophylaxe gehört. Eines 
der wichtigsten Themen auf der Berliner Jahrestagung der „Aktion psychisch 
Kranke“ (s. Kasten S. 26) über ambulante Hilfe bei psychischen Krisen war die Suizid-
prävention. 

Wer ist besonders gefährdet?

Wer gehört zur Risikogruppe? Auf wen 
muss man ein besonderes Augenmerk 
haben? 90 Prozent der Suizidenten sind 
psychisch krank oder befinden sich in 
einer schweren psychosozialen Krise. 
Zwei­ bis dreimal mehr Männer als 
Frauen töten sich selbst – wobei man 
unwillkürlich an das Überwiegen von 
Frauen in den Selbsthilfegruppen den­
ken muss. Sterben Männer an ihrer 
Sprachlosigkeit? Im Alter mit seiner 
Multimorbidität, Vereinsamung und 
Perspektivlosigkeit nimmt die Suizida­
lität deutlich zu, bei Männern wie 
Frauen, aber die Männer dominieren 
nach wie vor. 

Die führende Suizidmethode war 2011 in 
Deutschland das Erhängen (4.664 Fälle), 
gefolgt vom Sturz in die Tiefe (917 Mal) 
und von Arzneimitteln (898 Fälle), was 
wiederum die Ärzte aufhorchen lassen 
wird. Das häufigste Selbsttötungsarznei­
mittel ist erstaunlicherweise das rezept­
freie, weil lange als harmlos geltende 
Paracetamol, das deshalb nur noch in 
geringen Mengen ohne Verordnung 
erhältlich ist. 

Unter den Hintergründen suizidaler 
Krisen hob Wolfersdorf eine tiefe Selbst­
wertkränkung besonders hervor. 
Gründe können Verlust, Trennung oder 
Trennungsdrohung sein. Wer (als „nar­
zisstische Persönlichkeit“) mit labilem 
Selbstwertgefühl durch solche Ereig­

nisse stark verunsichert und leicht 
kränkbar ist, reagiert mit Depressivität, 
Wut oder Angst und schlimmstenfalls 
mit Suizidalität. 

Auch Verlust des Arbeitsplatzes kann zu 
solcher Selbstwertkränkung führen. Mit 
der Bedrohung der wirtschaftlichen 
Existenzbasis sinkt das gesellschaftliche 
Ansehen des Betroffenen und seiner 
Familie. Daten einer Langzeitstudie aus 
26 EU­Staaten ergaben: „Mit jedem 
Prozent mehr an Arbeitslosigkeit steigt 
die Suizidzahl der unter 65­Jährigen um 
0,8 Prozent“, berichtete Wolfersdorf. 
Hochgefährdet seien auch sehr leis­
tungsbetonte, perfektionistische und 
bisher erfolgreiche Menschen, die hohe 
Ansprüche an sich und andere stellen, 
wenn sie den Abstieg vor sich sehen. Sie 
scheitern am eigenen Perfektionsismus 
und bestrafen sich selbst in tiefer 
Hoffnungslosigkeit mit dem Tod, oft völ­
lig unerwartet. Von „Freitod“, der ohne­
hin höchst selten ist, kann auch bei die­
sen Suizidenten nicht die Rede sein, so 
eingeengt, wie sie in ihrer alternativlo­
sen psychischen Zwangsjacke sind. 

Nach Suizidgedanken 
direkt fragen!
Zu den Risikogruppen gehören auch alle 
anderen Personen in schwierigen, sehr 
belastenden und als nicht erträglich 
empfundenen Lebenssituationen: 

ANZEIGE



B E R L I N E R  Ä R Z T E   11/2013 S. 26

B E R U F S -  U N D  G E S U N D H E I T S P O L I T I K

Entwicklungs- und Beziehungskrisen, 
Probleme mit der Familie, der Ausbil­
dung oder mit Drogen bei jungen 
Leuten; schwere Schmerzen, Luftnot 
und andere nicht beherrschte Be­
schwerden bei alten Multimorbiden 
und terminal Kranken, für die es nicht 
genügend Hospize und Hospizdienste 
gibt. 

Ein besonders hohes Risiko haben 
Menschen, die schon einen Selbsttö­
tungsversuch hinter sich haben oder die 
ihre Suizidabsicht ankündigen. Das muss 
man unbedingt ernst nehmen, mahnte 
der Referent. Populäre Sprüche („Wer 
davon spricht, der tut es nicht“) sind ge­
fährlich, auch wenn manche Ankün­
digungen „nur“ Appellcharakter haben. 
Hilfe brauchen solche Menschen auf je­
den Fall. Auf dieser Tagung wurde drin­
gend geraten, offen mit ihnen zu reden 
und direkt nach Suizidideen und -absich­
ten zu fragen. Wer nicht ermutigt wird, 
sich auszusprechen, fühlt sich hoff­
nungslos alleingelassen und womöglich 
in den Tod getrieben. 

Emotionale Entlastung  
und „sichernde Fürsorge“
Die richtige Einschätzung des Risikos  
ist Voraussetzung für die Prävention. 
Psychisch Kranke, die größte Hoch­
risikogruppe, müssen natürlich adäquat 
behandelt werden: die Depressiven, die 
Alkohol- und Drogenkranken, die 
Schizophrenen (junge Männer mit dieser 
Psychose sind besonders suizidgefähr­

det), die Persönlichkeitsgestörten, um 
nur die häufigsten Diagnosen zu nennen. 

Ob ein Patient psychotisch, in anderer 
Form psychisch gestört oder situations­
bedingt in einem emotionalen Aus­
nahmezustand ist: Er oder sie braucht 
dringend Hilfe, vor allem eine verlässli­
che Beziehung. Versagt das Umfeld, 
muss im Notfall professionelle Hilfe das 
bieten, das Wolfersdorf „sichernde 
Fürsorge“ nannte. Zunächst muss ver­
hindert werden, dass Suizidideen in kon­
krete Absichten und dann in aktuelles 
Handeln umgesetzt werden. 
Suizidprävention sei „Zeitgewinn für op­
timale Therapie und Fürsorge“, Minde­
rung von Leidensdruck, Handlungsdruck 
und Hoffnungslosigkeit. Wichtig sind 
schützende Rahmenbedingungen, emo­
tional entlastende und stützende 
Gespräche, notfalls unterstützt von 
Anxiolytika und Sedativa; schließlich ge­
zielte Planung und Beginn der Therapie. 

Das „Nationale  
Suizidpräventionsprogramm“
Neben der personenbezogenen Suizid­
prävention („Mental Health-Ansatz“) 
kam auf dem Kongress der „Aktion 
Psychisch Kranke“ auch die bevölke­
rungsbezogene Prophylaxe zur Sprache 
(„Public Health-Ansatz“). Erwähnt wur­
den zum Beispiel Modellprojekte wie das 
„Nürnberger Bündnis gegen Depression/
Suizidalität“ sowie einschlägige deut­
sche und internationale Fachgesell­
schaften. Ein umfassendes Suizidpräven­

tionsprogramm existiert in Kanada 
schon seit 1996; bei uns wurde das 
„Nationale Suizidpräventionsprogramm 
für Deutschland“ auf Initiative der 
„Deutschen Gesellschaft für Suizid­
prävention“ erst 2002 verabschiedet. 
Aber es fand schnell Unterstützer, be­
richtete der Vorsitzende der Initiativ­
gruppe dieses Vorhabens, der Psychiater 
Armin Schmidtke (Unis Würzburg und 
Stockholm).

Beteiligt sind durchaus nicht nur Fach­
gesellschaften des Gesundheitswesens 
und wissenschaftliche Institute, son-
dern auch parlamentarische Gremien, 
Bundes- und Länderministerien, Kirchen, 
Verbände und last but not least, 
Selbsthilfeorganisationen; nicht zu ver­
gessen mehr als zweihundert aktive 
Einzelmitglieder. Die WHO und ein wis­
senschaftlicher Beirat begleiten das 
Programm. Neunzehn weitgehend 
selbstständige Arbeitsgruppen nehmen 
einzelne Themen in den Fokus, wie 
Probleme verschiedener Zielgruppen, 
(alte Menschen, Kinder und Jugendliche, 
Angehörige, spezielle psychische Krank­
heiten). Die Umwelt so zu gestalten, 
dass spontane Selbsttötungen er­
schwert werden, ist ein weiteres Präven­
tionsthema, das zum Beispiel mit der 
Eisenbahn und mit Brückenbauern be­
sprochen wird. Andere Arbeitsgruppen 
beschäftigen sich mit niedrigschwelli­
gen Hilfsangeboten, mit Aus-, Weiter- 
und Fortbildung, mit Medien und 
Öffentlichkeitsarbeit oder auch mit 
Vernetzung. 

Fehlende Vernetzung:  
Tod auf der Warteliste
Wie sehr dringend Hilfsbedürftige unter 
mangelnder Vernetzung aller Beteiligten 
leiden – dies war eine Dauer-Klage nicht 
nur dieser Tagung. Seit Jahrzehnten wird 
sie vielmehr gebetsmühlenhaft wieder­
holt. Vergebens. Da hörte man von 
Todesfällen, weil jemand nach mehreren 
Suizidversuchen noch immer auf eine 
Psychotherapie warten musste, denn ein 
Antrag wurde wochen- und monatelang 
nicht bearbeitet. Oder die Betroffenen 
kannten die vielerlei Hilfsmöglichkeiten 

Die „Aktion psychisch Kranke“

… nennt sich im Untertitel „Vereinigung zur Reform der Versorgung psychisch 
Kranker e.V.“. Sie wurde 1971 von Bundestagsabgeordneten aller Fraktionen und  
Experten aus dem Bereich der Psychiatrie gegründet. Erklärtes Ziel war es, „mit  
politischen Mitteln auf eine grundlegende Reform der Versorgung psychisch 
Kranker … hinzuwirken“. Die von ihr initiierte und von der Bundesregierung geför­
derte Berichterstattung über die damals teils unerträglichen Zustände in den 
„Anstalten“ gipfelte in der berühmt gewordenen Psychiatrie-Enquête von 1975.  
Die Empfehlungen einer Expertenkommission von 1988 und andere Kommis­
sionsberichte der „Aktion psychisch Kranke“ leiteten die Psychiatriereform in 
Deutschland ein. Sie ist noch keineswegs abgeschlossen, wie die Berliner Tagung 
zeigte. www.psychiatrie.de/apk
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gar nicht, und auch deren Träger nah­
men nicht voneinander Kenntnis.

Die Versorgungswirklichkeit lässt noch 
arg zu wünschen übrig, so positiv auch 
das deutsche Programm von EU und 
WHO beurteilt wird, sagte Georg Fiedler, 
2. Vorsitzender der Deutschen 
Gesellschaft für Suizidprävention. 
Beispiele aus seinem Vortrag und aus 
der Diskussion belegen das nur allzu 
deutlich: Suizidgedanken werden in den 
Praxen oft nicht erkannt oder nicht an­

gesprochen (was sich laut Fiedler im 
letzten Jahrzehnt etwas gebessert hat).

Noch schlimmer sieht es in den Schulen 
aus. Frühe Aufklärung ist kaum möglich, 
weil die Lehrer Angst haben, das Thema 
Selbsttötung auch nur zu berühren. 
Manche wagen es nicht einmal, den 
„Werther“ zu besprechen. In einer 
Schule, so berichtete Schmidtke, holte 
man erst nach dem vierten Suizid in ei­
ner Klasse professionelle Hilfe.  
Für die ambulante Psychiatrie und 

Psycho therapie gibt es Wartezeiten von 
oft vielen Monaten, abgesehen von aku­
ten Notfällen. Es fehlt an der Nachsorge. 
Manche Patienten werden zu schnell in 
geschlossene Abteilungen eingewiesen 
und sind dann womöglich lebenslang 
stigmatisiert. „Wir brauchen mehr nied­
rigschwellige Angebote innerhalb und 
außerhalb des klinischen Rahmens“, 
sagte Fiedler. Und Aufklärung, Auf­
klärung und nochmals Aufklärung.

Rosemarie Stein
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Der Berliner Pharmakologe Prof. 
Helmut Coper, geboren im Dezem­

ber 1925, ist am 30. August 2013 verstor­
ben. Nur wenige Lebens wege sind von 
den geschichtlichen Umwälzungen 
Berlins der letzten 80 Jahre so geprägt 
worden und nur wenige haben ihrerseits 
versucht die eigenen Erfahrungen in 
neue Entwicklungen der Stadt maßgeb­
lich einzubringen wie Helmut Coper. 
1942 musste er das Luisen gymnasium 
wegen seines jüdischen Vaters verlas­
sen. Nach dem Krieg holte er das Abitur 
nach und begann an der Berliner 
Universität Humanmedizin zu studieren. 
Er gehörte zu dem Kreis der Zeitschrift 
„colloquium“, in der die politischen 
Hintergründe der Rektorenwahl 1948 
publiziert wurden, was zur Rele gation 
der drei Autoren führte. Auf der fol­
genden Demonstration wurde zum er­
sten Mal die Schaffung einer freien 
Universität in den Westsektoren gefor­
dert. Coper gab das Medizinstudium 
auf und engagierte sich im Gründungs­
ausschuss. „Wir als Studenten waren uns 
der Konsequenzen und Schwierigkeiten, 
eine Universität im Blockadewinter 
gründen zu wollen, zunächst gar nicht 
bewusst“ erinnerte er sich später und 
fährt fort von dem Gemeinschaftswerk 
zu sprechen, das es ihm und seinen 
Freunden ermöglichte nach den Grauen 
des Krieges endlich in Freiheit studieren 
zu können. „Es war auch eine Art Ver­
pflichtung, denn wir hatten das Glück, 
den Krieg überlebt zu haben, gehörten 

In memoriam Helmut Coper

zu den Übriggebliebenen.“ Er wurde er­
ster ASTA­Vorsitzender  und gestaltete 
Zeit seiner Zugehörigkeit zur Freien 
Universität deren Entwicklung mit. Er 
war Sprecher der Assistentenschaft in 
der Medizinischen Fakultät und später 
Vertreter der medizinischen Assistenten 
im Akademischen Senat. 

Er wurde 1967 zum ordentlichen 
Professor ernannt und auf den ersten 
deutschen Lehrstuhl für Neuro psycho­
pharmakologie berufen.

Wissenschaftliche Schwerpunkte waren 
die Gerontologie und die Sucht for­
schung. Das Institut war selbstständi­
ger Teil des ersten in Deutschland ge­
gründeten Fachbereichs „Nerven­
klinische Medizin“, dessen Vorsitzender 
Coper von 1971 bis 73 war.

Er wurde 1970 Mitglied im Kuratorium 
der Freien Universität Berlin (FUB). 
Diese Gremienarbeit war in der Zeit der 
„Studentenbewegung“ für ihn mit er­
heblichen Auseinandersetzungen ver­
bunden. Er erinnert sich: „Das war für 
mich ein bis heute unverständliches 
Phänomen. Führerkult und Parolen­
geschrei sind mir verständlicherweise 
ein Greuel.“ Prof. Coper wurde 1994 
emeritiert. Für seine Verdienste um die 
FUB erhielt er die Silberne Ehrennadel.

Eine Herzensangelegenheit war ihm 
auch die Aussöhnung mit Polen. 1988 
vereinbarte er mit Kollegen des Insti­
tuts für Pharmakologie der Akademie 

der Wissen schaf­
ten in Krakau ei­
ne Zusammen­
arbeit. Schwer­
punkt war die 
Untersuchung 
von Alterungs­
prozessen, der später erweitert wurde 
auf die Erforschung der Ursachen von 
neurodegenerativen Erkrankungen 
und die Entwicklung von Therapiekon­
zepten. Daraus entwickelte sich im 
Laufe der Jahre ein Forschungsverbund, 
dem Kollegen aus mehreren deutschen 
und polnischen Universitäten beitraten.   
Für sein Engagement erhielt er die Ver­
dienstmedaille der polnischen Aka­
demie der Wissenschaften.

Copers Credo, das er seinen Mitarbei­
tern immer wieder auf den Weg gab, 
war, dass sie nicht auf ausgetrampelten 
Pfaden wandeln sollten. Stattdessen 
legte er großen Wert auf Originalität 
des wissenschaftlichen Ansatzes sowie 
die Solidität der verwendeten Metho­
den. Diese Bedingungen konnten nur 
durch häufige Diskussionen und 
Überprüfungen zu fundierten Ergeb­
nissen führen. Wir verlieren mit ihm 
einen selbstlosen Wegbereiter, Weg­
gefährten und Mentor, an den wir uns 
mit Dankbarkeit und Hochachtung 
erinnern. 

Prof. Hans Rommelspacher

ANZEIGE

Fo
to

: p
riv

at



B E R L I N E R  Ä R Z T E   11/2013 S. 29

Gedichte und Traum­
protokolle. Damit be-
gann sie schon sehr früh. 
Zuhause wurde über 
Psychoanalyse diskutiert, 
die Eltern waren mit C.G. 
Jung bekannt, den sie 
auch einmal wegen ihrer 
seltsamen Tochter um 
Rat fragten. Träume wa­
ren ihr Inspirationsquelle, 
Orientierungshilfe und 
Anlass für Bilder 
(Schlange, Spirale, Auge), 
wie man dem inhaltsrei­
chen Katalogbuch ent­
nimmt. Und das Studium 
von Jungs Schriften half 
ihr später bei der Re­
flexion ihrer Rolle als Frau 
und als Künstlerin. 

Im Unterschied zu den Pariser Surrealis­
ten war ihr nicht nur das eigene, sondern 
auch das kollektive Unbewusste wichtig. 
Laut Katalogtext betrachtete sie es als ih­
re Aufgabe, „sich für Inspirationen aus 
dem Unbewussten offen zu halten und 
Verschütte-tes aus dem Erfahrungsschatz 
der Menschheit in Kunstwerken für sich 
und die Gesellschaft wieder sichtbar zu 
machen.“
Zu ihren vielen Masken und Rollenspielen 
gehört auch das – nachträglich mit „Täto­
wierungen“ bearbeitete – Foto als alte 
Schamanin. „Es sind die Künstler, die träu­
men für die Gesellschaft“, glaubte sie. 

An Maskeraden jeder Art hatte sie 
Freude. Sie probierte sich dabei immer 
neu aus, spielerisch, ironisch, auch in 
ernsthafter Selbstbefragung und 
Auseinandersetzung mit Alter und Tod. 
Mit 25 Jahren zeichnete sie ihr „Zu­
kunftsportrait“ als alte Frau (ziemlich zu­
treffend, zeigte sich später). Die meisten 
Selbstportraits sind stark verschlüsselt, 
wie die „Steinfrau“ von 1938. Symbol der 
Erstarrung in langer lähmender Krise. 
1937 hatte sie Paris verlassen müssen  
wie ihr Vater Deutschland, vertrieben  
aus seiner Praxis; die Familie hatte in der 

Schweiz finanzielle Probleme. Meret 
Oppenheims Schaffenskrise endete 1954, 
der internationale Durchbruch kam 1967 
mit der ersten Retrospektive in 
Stockholm. 

Drei Jahre vorher datiert die Röntgen­
aufnahme ihres Schädels mit Hand. Das 
signierte Foto (Auflage 20 Exemplare) 
trägt den Titel „M.O. 1913-2000“ und gilt 
als ihr pointiertester Kommentar zum 
Genre des Selbstportraits. Kein erkennba­
res Abbild; zwar physische Durchleuch­
tung, aber ohne Vordringen zum „wahren 
Kern“. Ein Vanitas-Bild – mit Schmuck! ei­
ne Vision der eigenen Sterblichkeit, ein 
modernes Memento mori. 

Das Jahr 2000 hat Meret Oppenheim 
nicht erlebt. Anfang Oktober 1985 sagte 
sie zu Freunden: „Ich sterbe noch vor dem 
ersten Schnee.“ Am 15. November starb 
sie in Basel an den Folgen eines 
Herzinfarktes.

Rosemarie Stein 

Martin Gropius-Bau, bis 1.12., 10-19 Uhr  
außer dienstags. – Katalogbuch  
(Hatje/Cantz) in der Ausstellung 24 Euro, 
im Buchhandel 39,80 Euro.

Das Meretlein – hundert

Selber schuld, die Eltern: Warum nen­
nen sie ihre Tochter auch nach dem 

Meretlein, jenem freiheitssüchtigen 
„Hexenkind“ aus Kellers „Grünem Hein­
rich“, das wegen seiner Widerspenstigkeit 
zwecks Zähmung in ein strenges Pfarr­
haus verbannt wurde. Dann brauchen sie 
(der jüdische Arzt Erich Alphons Oppen­
heim und seine Frau), sich nicht zu wun­
dern, dass Meret das Gymnasium ab­
bricht und mit achtzehn nach Paris geht, 
um Malerin zu werden; dass sie bei den 
Surrealisten rasch heimisch wird, Man 
Ray für spektakuläre Aktfotos vor Druck­
maschinen Modell steht und ein Jahr lang 
eine heftige Affäre mit Max Ernst hat. 

Meret Oppenheims hundertsten Ge­
burtstag feierte die Kunstwelt am 6. 
Oktober, und gemeinsam mit Wien feiert 
Berlin sie mit einer großen Retrospektive. 
Denn geboren ist sie in Berlin-Charlotten­
burg und nicht in der Schweiz, wie’s der 
Vorname nahelegt. Immerhin hat sie den 
größten Teil ihres Lebens dort verbracht 
(der Vater konnte Nazi-Deutschland 
rechtzeitig verlassen); die Mutter Eva 
Wenger war Schweizerin wie die sehr ge­
liebte Großmutter, die Malerin, Kinder­
buchautorin und Frauenrechtlerin Lisa 
Wenger. 

Im Pariser Surrealistenkreis um André 
Breton nannte man sie liebevoll und be­
wundernd „das Meretlein“. Ihre Pelztasse 
wurde zur Ikone des Surrealismus. Alfred 
Barr, Dirketor des neuen „Museums of 
Modern Art“, kaufte sie noch im 
Entstehungsjahr 1936 fürs MOMA. Das 
rückte sie jetzt natürlich nicht für die 
Berliner Ausstellung heraus. Die 
Künstlerin weigerte sich, aus dem 
Einzelstück ein Multiple zu machen, denn 
sie litt lange darunter, auf die berühmte 
Pelztasse festgelegt zu werden. 
Die ganze Vielfalt ihres thematisch und 
stilistisch sehr heterogenen Werks ist 
jetzt im Gropius-Bau ausgebreitet: 
Zeichnungen, Gemälde und Collagen, 
Plastiken und spielerische Objekte aus 
verschiedenen Materialien, ausgefallene 
Schmuck- und Kleidungsstücke, auch 

Röntgenaufnahme des Schädels Meret Oppenheim 
(M.O.1913-2000), 1964 (Ausschnitt)
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